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Vorbemerkung der Redaktion des AWR zur Berichterstattung der 
Zeitschrift „Unser Mitteleuropa“: 
 
Weder „Fakten-Darstellung“ noch Sprache von Putin (über die Regierung der 
Ukraine: „Drogenbande“, „Nazis“) und vo 
n Lawrow gefallen uns in der Zeitschrift „Unser Mitteleuropa“. Der Angriffskrieg 
gegen die Ukraine ist darüber hinaus durch nichts zu rechtfertigen.   
 
Dieser Überfall ist ein Verbrechen!!! 
 
Überdies ist die Berichterstattung von „Unser Mitteleuropa“ zu diesem Komplex 
in seiner Putin-Hörigkeit sehr zu bedauern! Auch in der Tonart der Sprache 
und in der Wortwahl hat sich die Zeitschrift leider anstecken lassen! Einfach 
widerlich!!! 
 
Und ist der Versuch der Politik Putins schon vergessen, Europa durch 
„Flüchtlingsströme“ über Weißrussland zu destabilisieren? Der polnischen 
Regierung sei dankgesagt, dass sie die Grenzen zu Weißrussland 
geschlossen hat! 
 
 
Wer kann uns etwas über die Zusammensetzung der Redaktion von „Unser 

Mitteleuropa“ sagen, wer lüftet uns das Geheimnis zum Eigentümer, für den 
lediglich ein  Postfach in London genannt wird.  
 
Schade! Schade! „Unser Mitteleuropa“ vertut Chancen, eine kritische, auch 
selbstkritische Publikation zu sein. 
 
Wir sehen eine Gratwanderung zwischen „historischem Dokument“ und 
„Propaganda“ – letztere ist zuweilen auch ein „historisches Dokument“.  
 
Unsere Meinung ist klar, möge der Leser für sich entscheiden und viele 
unterschiedliche Quellen benutzen! 
 

Die Redaktion 
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02) Eine multipolare Wirtschaftsordnung zur Überwindung der globalen  
      Geldhegemonie 
 

01. 09. 2022  

Orkanartige Geldströme beherrschen und verwüsten heute die Welt Quelle: 
https://en.wikipedia.org/wiki/File:Low_pressure_system_over_Iceland.jpg#file; Wikimedia 
Commons  

Multipolarität und globale Arbeitsteilung zum 
gegenseitigen Nutzen 

Von HANS BIERI – Wenn wir die ehemaligen west- und mitteleuropäischen 
Auswanderungsländer wie etwa Deutschland oder die Schweiz betrachten, so stellt sich die 
Frage, was sich inzwischen ergeben hat, dass ehemalige Auswanderungsländer mit einer 
damals halb so grossen Bevölkerungszahl im Vergleich zu heute zu Einwanderungsländern 
geworden sind? 

Um zuerst einmal einen Überblick zu erlangen, was wirtschaftlich überhaupt zu verteilen ist, 
muss geklärt werden, wovon jede Volksgemeinschaft lebt bzw. womit sie ihre Bedürfnisse 
decken kann? Seit alters sind dies die verfügbare Naturgrundlage in Form von Ackerböden 
und erneuerbare wie auch fossile Rohstofflager. Alles, was wir im Wirtschaftsprozess 
aufnehmen, bewegen und verarbeiten kommt aus dem Boden. Mit unserem Geist und 
unserer Intelligenz und körperlicher Arbeit betreiben so den wirtschaftlichen Stoffwechsel 
mit der Naturgrundlage im Kreislauf von Produktion und Konsum. 

 

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2022/09/orkan.png?fit=594%2C431&ssl=1
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Ist die Bodengrundlage im Vergleich zur Bevölkerungszahl nicht ergiebig genug, so fördert 
dies die Auswanderung. Diese erfolgte überwiegend nach Amerika oder nach Russland, wo 
reichlich Ackerboden verfügbar war. 

Will ein Land trotz Bodenknappheit seine Bevölkerungszahl ausreichend ernähren, dann 
muss es fehlende Lebensmittel importieren und dafür Industrieprodukte oder 
Dienstleistungen exportieren. Der Tausch zwischen Ländern muss folglich wertmässig 
ausgeglichen sein. Wie aber bewerten sich die getauschten Güter? 

Was unterscheidet Industrie von Landwirtschaft? 

Bezüglich Industrie und Landwirtschaft als Teile der ganzen Volkswirtschaft zeigt sich 
beispielsweise, dass die an die Fläche gebundene Bodenproduktion anderen 
Produktionsbedingungen unterliegt als die gewissermassen standortunabhängige Industrie. 
Letztere kann sich arbeitsorganisatorisch viel freier entwickeln als die an den Boden und an 
zu berücksichtigende Naturprozesse gebundene Landwirtschaft. Die Industrie kann ihre 
Fabrikationsprozesse rationalisieren, das heisst beispielsweise mit gleichbleibendem 
Arbeitstaufwand und Stoffdurchsatz den Leistungsertrag steigern. Das kann die mit 
biologischen Prozessen arbeitende Landwirtschaft nicht gleichermassen. Dies bedeutet, bei 
steigender Zahl der Industrieprodukte, sich der konstante Arbeits- und Stoffaufwand im 
Vergleich zur Landwirtschaft im Preis deutlich sinken müssten. In Wirklichkeit liegt der Anteil 
der Landwirtschaft am BIP jedoch weit unterhalb des Anteils der Beschäftigten. Dabei liegt 
schon dieser Anteil im Hinblick auf die Bodenverschlechterung durch hilfsstoffbedingte 
Industrialisierung der Landwirtschaft an sich schon zu tief. Somit liegt der Preis der 
Lebensmittel ab Feld und Stall weit unterhalb von Waren und Dienstleistungen, die einen 
viel geringeren Gebrauchswert haben. 

Dies zeigt sich dann in einer systematischen Unterbezahlung der Landwirtschaft, was sich 
rückwirkend wegen zu hohem Rationalisierungsdruck auch nachteilig auf die 
Naturgrundlage auswirkt. Dazu kommt, dass die Landwirtschaft in Industriestaaten ohne 
ausgedehnte Agrargebiete in einem höheren Kostenumfeld agieren muss als die 
Agrarproduktion in grossen, zusammenhängenden und meist noch klimatisch begünstigten 
Agrargebieten. Dies setzt die Landwirtschaft einem zusätzlichen Kostendruck aus. Mit 
Grenzschutz und Agrarsubventionen wird teilweise unterstützend eingegriffen, soweit die 
WTO hier einen Spielraum offenlässt. Das vermag jedoch die global verbreitete 
Unterbezahlung der Landwirtschaft trotz Subventionen nicht auszugleichen. Bei der 
Arbeitsteilung zwischen Landwirtschaft und Industrie gelingt es offensichtlich nicht, den 
Nutzen zwischen den Teilnehmern so zu verteilen, dass jeder für seine Leistung so viel 
erhält, dass er mit den Einkünften seine Produktionskosten decken kann. Oder mit anderen 
Worten, dass er die Leistungen anderer, die er für seine Produktion benötigt, ebenfalls aus 
dem Ertrag seiner Leistung entschädigen kann. 

Wie bilden sich wirtschaftliche Werte? 

Diese naheliegende gegenseitige Bewertung der Leistungen findet in der wirtschaftlichen 
Praxis jedoch nicht statt. Aber auch in der Industriewirtschaft selbst wirkt sich der 
ausgedehnte Rohstofffluss billiger und leicht verfügbarer fossiler Energie nicht 
ausschliesslich Aufwand und Entropie senkend aus, sondern er fliesst in die ständige 
Ausweitung der Produktion. 

Parallel dazu wachsen aber auch die reinen Geldkapitalvermögen in ihrer Gesamtheit weit 
über die Tauschwerte der Realwirtschaft hinaus. 
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Gemäss der Weltbank beträgt der Wert von realen Gütern und Dienstleistungen weltweit 90 
Billionen Dollar. Demgegenüber beträgt die Blase der Finanzwirtschaft bereits mehr als 500 
Billionen Dollar, die ausserhalb der Realwirtschaft von den Black Rocks und Konsorten im 
Kreis herumgeschoben und die mit Milliarden von aus dem Nichts ins Finanzsystem 
gepumpten Dollars durch die Banken und Zentralbanken gemästet werden. 

Diese Fehlentwicklungen beruhen auf einer althergebrachten historischen Geldbegriff, der 
davon ausgeht, dass Geldkapital aus sich heraus, wie ein Samenkorn, Ertrag bringe. Die 
Gewichtseinheit beruhte im historischen Babylon auf dem Samenkorn. 180 Samenkörner 
mit einem Gewicht von 8 Gramm entsprachen einer Silbermünze, dem Schekel. Dass das 
Verleihen von Geld zum Kauf von Samen einen Ertrag/Ernte abwirft, der grösser ist als die 
Aussaat, leuchtet in der Vorstellungswelt der Geldhändler auf Anhieb ein. Doch liegt hier 
der folgenschwere Irrtum, auf den Aristoteles in der nikomachischen Ethik hingewiesen hat. 
Geld kann keine Jungen bekommen. Geld ist nicht dinglich, ist kein «goldenes Kalb», 
sondern reine Verrechnungsgrösse zum Ausgleich der in der Gesellschaft gegenseitig 
erbrachten Leistungen. Dass ein Samenkorn ein Mehrfaches an Ertrag abwirft, ist wie die 
Physiokraten betont haben, eine unentgeltliche Leistung der Natur. Woher soll dann der 
Gewinn für das vorgeschossene Kapital kommen? Er könnte also nur aus einem Preisabzug 
stammen, der den Produzenten ausbeutet, ihm also die Wiederholung der Produktion bei 
gleichbleibenden Standards von Produktion und Reproduktion verhindert, wie das in der 
römischen Sklavenhaltergesellschaft der Fall war. 

Das Zinsverbot durch Christentum und Islam 

In der Folge galt mit dem Aufkommen des Christentums und des Islam das Zinsverbot. 

Damit hat die christliche europäische Gemeinde des Hochmittelalters eine Art der direkten 
gegenseitigen Leistungsverrechnung entwickelt, welche das Geld zinslos und somit 
ausschliesslich zur gegenseitigen Leistungsbewertung und -entschädigung verwendete. 
Dieses führte im europäischen Mittelalter zur Verbreitung des sogenannten Brakteaten-
Geldes, das nicht der Hortung diente, sondern zu gegenseitig geschuldete 
Leistungsverrechnung der Haushalte im Alltag von Produktion und Konsum. Dieses Geld 
für den kurzfristigen Gebrauch benutzte in Anlehnung an die werthaltigen Gold- und 
Silbermünzen lediglich wenig haltbare Metallfolien oder auch Holzschindeln zur 
Aufzeichnung der erbrachten oder geschuldeten Leistungsbeträge. 

Dabei ist das zünftische Bodennutzungsrecht zu erwähnen, welches entgegen dem 
römischen Recht der Latifundien den Boden als Lehen und als Lebensgrundlage der ganzen 
Gemeinde zuordnete und in Nutzungsabschnitte für Wohn- und Ökonomie-Teile sowie auf 
der Flur nach dem Arbeitsmass des «Tagwerkes» parzellierten. 

Das Zinsverbot wurde in der Folge seit der Renaissance und dem Aufschwung des Handels 
immer weniger eingehalten und im 19. Jahrhundert von der Kirche offiziell aufgehoben. 

Konkreter Anlass zur Aufhebung des Zinsverbotes war die Einhegung und die Vertreibung 
der Häusler, Tagelöhner und ‘überzähligen’ Dorfbewohner und damit die Entstehung eines 
neuen bürgerlichen Bodenrechts vom 16. Jahrhundert in England bis zum 18./19. 
Jahrhundert auf dem Kontinent. Dabei wurde die Bodenparzelle als bisher ausschliesslicher 
Nutzungsanspruch neu als dinglicher, veräusserbarer Sachwert dem Eigentümer allein zur 
Herrschaft zugesprochen ohne die bisherigen Servitute und gemeinwohlorientierten 
Belastungen zu Gunsten der bisherigen Ansprüche der Gemeinde an den Boden als 
Existenzsicherung der ganzen Gemeinschaft. 
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Damit erhielt der Boden für den Eigentümer einen Sachwert, der nun als Sicherheit die 
Belehnung des Bodens gegen Geldkredite ermöglichte. Damit waren auch die 
eigentumsrechtlichen Voraussetzungen geschaffen für eine grundlegende Neuerung. 
Wurde der Zins nach dem römischen Recht der Latifundien aus dem Mehrprodukt, was die 
Natur hervorbringt und was die Niedrighaltung bzw. Ausbeutung der Lebenskosten der 
Sklaven hergibt, begründet, so wird auf der Basis der neuen Eigentumsordnung der Gewinn 
(Zins) aus der wirtschaftlichen Mehrleistung (Ertrag minus Kapitalaufwand und 
Arbeitsleistung) auf vorgeschossenen Geldkapital begründet. 

«Locke rechtfertigt diese Eigentumskonzentration, die dem aristotelisch-scholastischen 
Gerechtigkeitspostulat diametral zuwiderläuft, dadurch, dass die Früchte des Feldes vom 
Bodenbesitzer verkauft und somit in Geld verwandelt werden können, so dass die 
Feldfrüchte, die der Besitzer eines großen Landstückes nicht  selber verzehren kann, nicht 
verderben, während er selber ein unverderbliches Gut – das Geld – anhäuft. 

Das Geld, von dem hier die Rede ist, ist offensichtlich nicht das Geld, das dem bloßen 
gegenseitigen Austausch von Überschüssen dient (im Sinne der Oikono miké οικονομικε) 
[Bedarfswirtschaft], sondern das Geld, mit dem man auch Boden und andere 
Produktionsmittel kaufen kann (im Sinne der Kapeliké καπελικε) [Erwerbswirtschaft] und das 
somit den Boden bzw. die anderen Produktionsmittel in einen Geldwert (Kapital) verwandelt, 
aus dem ein Geldertrag (Gewinn) erzielt wird. 

Der Geldwert des Bodens bzw. der Produktionsmittel ist dann der kapitalisierte Geldertrag. 
Das Vordringen der Geldwirtschaft führt zu einer Umwertung des Eigentums im Sinne der 
Kapitalisierung desselben und damit zu einer Änderung der Wertgesetze, die ja letztlich auf 
der Eigentumsordnung aufbauen. Die Folge ist eine Konzentration von Eigentum an nicht 
vermehrbaren Ressourcen wie dem Boden. … Das Geld beeinflusst somit sowohl die Vertei-
lung wie das Wachstum des Sozialprodukts. Dabei ist entscheidend, dass dieser 
Konzentrationstendenz bzw. dieser Tendenz zur Vermehrung des Besitzes als solcher 
keine Grenzen gesetzt sind.“ (Hans Christoph Binswanger, Geld & Natur, 1996, S. 133 f.). 

Das Geld in neuer Funktion 

Geld bekam damit die Funktion der «Vermehrung des Besitzes», des reinen Gelderwerbs. 
Es hat somit im Zusammenhang seiner eigentumsbesicherten Schöpfung eine dingliche 
Funktion nach antikem Muster zurückbekommen und dient nicht mehr wie im 
Hochmittelalter zum Zweck der reinen Leistungsverrechnung — auf einer Holzschindel 
festgehalten. Dass die so organisierten europäischen Gemeinden des Hochmittelalters 
ohne Sklavenwirtschaft sondern mit frei tätigen Bauhütten auf einer gegenüber heute 
beschränkten Ressourcenbasis die bis heute unübertroffene Kathedralen bauen konnten, 
weist auf die ökomische und kreative Stärke der damaligen zinslosen 
Wirtschaftsorganisation der europäischen Gemeinschaftsordnung hin. 

 

 

 

 

 



Seite E 8 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 823 vom 08.09.2022 
 

 
Saint-Chapelle des Palais de la Cité, Paris.-  
Quelle: Oldmanisold, CC BY-SA 4.0 <creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0&gt;, via 
Wikimedia Commons  

Die Abbildung oben zeigt die noch heute sichtbaren Reste der geistig-kulturellen und 
wirtschaftlichen Hochblüte des europäischen Hochmittelalters — Geld war ausschliesslich 
gegenseitige Leistungsverrechnung innerhalb der arbeitsteiligen Gemeinde. Das Ergebnis 
war folglich nicht die gefüllte Schatztruhe der Banken, sondern die Kultur der Gemeinde. — 
Bisher nie erreichte Gebäude durch mehr Intelligenz und nicht durch mehr Steine. 

Entgegen diesen Errungenschaften des Hochmittelalters wirft Geld — nach dem sich ab 
dem 18.Jahrhundert wieder durchsetzenden Verständnis — wie von selbst Ertrag ab, gleich 
wie ehemals der landwirtschaftliche Boden dem Latifundien Eigentümer nach dem 
Bankenslogan: «Das Geld arbeitet für Sie». Entsprechend bildet sich der Preis der Waren 
nicht nach der oben erwähnten gegenseitigen Wertbemessung, sondern nach klassischer 
Nationalökonomie aus dem Gleichgewicht zwischen Angebot und Nachfrage bzw. die 
Produktion richte sich nach dem sog. Grenznutzen. 

Demgegenüber bindet der aristotelische oder mittelalterliche Geldbegriff die Funktion des 
Geldes an die reine gegenseitige Verrechnung der arbeitsteilig erbrachten Leistungen. 

Jedem Produzenten muss für die Erbringung seiner Leistungen jener Wert gutgeschrieben 
werden, den er zum Bezug jener Drittleistungen benötigt, um seine eigene Leistung 
erbringen zu können. Die gesellschaftliche Arbeitsteilung, also die Rationalisierung und 
somit die Einsparung von Arbeit ist die Grundlage für die Kapitalbildung und den Fortschritt. 

Reduktion gesellschaftlicher Arbeitsteilung als Quelle des Reichtums und reiner 
Kostenfaktor aus Sicht des Kreditgebers  

 

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0&gt
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Nun beseitigte Locke durch die neue Betrachtung des Bodenrechts das bisher 
gesellschaftliche Moment der Arbeit, die Quelle der Versorgung der arbeitsteiligen 
Gemeinschaft. Stattdessen wird nun die wirtschaftliche Tätigkeit auf drei voneinander strickt 
getrennte isolierte Produktionsfaktoren zurückgeführt, auf den Boden, die Arbeit und das 
Kapital. Arbeit wird nur noch als reiner Kostenfaktor betrachtet, der in Konkurrenz zum 
Kapitalertrag steht. Die gesellschaftliche Einbettung der Arbeit — als Zentrum den 
Stoffwechsel der Gesellschaft mit der Naturgrundlage — geht dabei verloren. 

Die Realwirtschaft bringt einerseits dauernd Rationalisierungen hervor, welche mit der 
gleichen Rohstoff- und Arbeitskräfteausstattung den Ausstoss von Gütern und 
Dienstleistungen erhöht. Mit der zunehmenden Fülle der Konsumgüter und Dienstleistungen 
verlangsamt sich dieser Prozess auch mit Blick auf gewisse Grenzen der Naturgrundlage. 

Das geldwirtschaftlich angetriebene Wachstum der Realwirtschaft erzwingt die Erweiterung 
der Produktionszyklen durch die Erweiterung des Ressourcenverbrauches. Auch diese 
Entwicklung stösst an die Grenzen der Natur, entweder durch die Verknappung endlicher 
Ressourcen oder durch steigende Abbaukosten oder durch die Grenzen der Dissipation. 

Damit nimmt die Profitrate des Geldkapitals gesamthaft ab. Die wirtschaftlichen 
Wachstumsraten sinken. Seit den 70er Jahren wird deshalb in der westlichen Wirtschaft ein 
zu geringes Wachstum beklagt, weil damit die Bedienung des Geldkapitals aus den Erträgen 
der Realwirtschaft immer mehr eingeschränkt wird. 

Wachstum über Verschleisswirtschaft, Geldschöpfung & Verschuldung 

Dem zu geringen Wachstum wird auf mehreren Ebenen begegnet. Zum einen wird die 
Verschleisswirtschaft gesteigert. In der sogenannten Wachstumsspirale treiben sich die 
zusätzliche Geldschöpfung und der zusätzlichen Rohstoffabbau wechselseitig voran. 

Ebenso wird auf der Ebene des Geldes direkt durch Nullzinspolitik und Quantitative Easing 
— Ausweitung der Geldschöpfung — eingegriffen. Dadurch soll der Umsatz der 
wertschöpfungsschwachen Wirtschaft gestützt und das Immobilen- und Bauwesen bis zur 
Rüstungswirtschaft massiv vorangetrieben werden. Der Staat, der unter den sinkenden 
Erträgen leidet, kann zudem seine dadurch ebenfalls wachsenden Aufgaben nur noch durch 
zunehmende Verschuldung bewältigen. Durch eine Geldpolitik der billigen Anleihen, welche 
die Zentralbanken den Geschäftsbanken abkaufen, wird systematisch Geld ins System 
gepumpt: «Whatever it takes». 

Mittels immer unübersichtlicheren Finanzkonstruktionen werden Kapitalerträge kreiert, 
Aktienkurse in die Höhe getrieben, die realwirtschaftlich nicht gedeckt bzw. überbewertet 
sind. 

Am Ende muss diese Differenz zwischen den Geldvermögenswerten und den Werten der 
Realwirtschaft ausgeglichen werden. So stehen in Zukunft grosse 
Eigentumsumverteilungen an, was auch Krieg bedeuten kann. 

Ursachen der Kriege 

Die Kriege der USA von den Irakkriegen bis zum Krieg in der Ukraine gehen aus diesem 
Grundkonflikt hervor, dass die Profitraten des Geldkapitals sinken. Diese Kriege haben in 
den betroffenen Ländern die offensichtliche Zerstörung der Wirtschaft zum Ziel. Damit wird 
die Möglichkeit beschränkt, die eigenen reichlichen Bodenressourcen für eine eigene 
industrielle Entwicklung zu nutzen. 
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Das heisst, die Ressourcen dieser Länder sollen nur in Verbindung mit dem westlichen 
Geldkapital im Rahmen der One-World-Order mit Euramerika als sich selbst setzendes 
Welt-Zentrum inmitten in der Vorstellungswert der «Karte» der aufgeteilten eurasischen 
Landmasse genutzt werden dürfen. Denn eine multipolare Wirtschaftsentwicklung, die nur 
auf der Basis des gegenseitigen Vorteils beruhen kann, erhöht das Lebens- und 
Konsumniveau aller teilnehmenden Volkswirtschaften; aber es beschränkt das Wachstum 
des Geldkapitals und die Konzentration des Wachstums auf ein einziges unipolares 
Weltzentrums. Deshalb richtet sich die geldgetriebene Wirtschaftspolitik der USA klar gegen 
die BRICS-Staaten. Der ganze Bogen dieser globalen Wirtschaftspolitik spannt sich vom 
Abbruch des Industrieprojektes des Schahs von Persien durch die sogenannte iranisch-
islamische Revolution bis zum Verbot der Nordstream 2 Pipeline von Russland nach 
Deutschland. 

 

Die obige Karte aus dem Jahre 1990 im The Economist zeigt die anvisierte ‚Disruption‘ auf 
dem globalen Schachbrett. Die Karte zeigt Euramerika als Weltzentrum und die restliche 
Welt aufdividiert in einzelne isolierte ‚Inseln‘, gegen die heute Kriege vorbereitet und bereits 
geführt werden. 

Diesem geostrategischen Konzept entspricht das monetäre Konzept des Geldwachstums 
im Weltzentrum Euramerika. Die One-World-Order will mit ihrer Geldwirtschaft eine globale 
Gliederung Zentrum-Peripherie, um mittels der global zirkulierende Geldwährung durch das 
Monopol der unbeschränkten Geldschöpfung die Erträge der globalen Peripherie 
abschöpfen zu können. 

Multilateralismus und One-World-Order stehen sich unvereinbar gegenüber. Der 
Multilateralismus verfolgt die realwirtschaftliche Kooperation auf der Basis des 
gegenseitigen Vorteils an und will die kolonialen Abhängigkeiten vom Dollar als installierte 
Weltwährung ablösen. Denn durch die fortlaufende Flutung der Welt mit Dollar und Euro 
wird die Ressourcen liefernde globale Peripherie dadurch in der Unterbezahlung gehalten, 
dass Dollar und Euro sich die Rationalisierungsfortschritte der Peripherie monetär aneignen 
und die Ressourcenpreise unten halten. 
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Die One-World-Order mobilisiert gegen die multipolare Weltordnung 

Seit 2014 ist klar, dass Euramerika den fortschreitenden Multilateralismus der BRICS-
Staaten aufhalten will. Aktuell soll das durch Unterbrechung der Rohstoffflüsse und 
Lieferketten sowie durch Kriegsführung erreicht werden. 

Damit wird der Einbruch der globalen Wohlstandsentwicklung riskiert und ein Klima 
zunehmender Konflikte geschaffen. Mittels Regimechange werden die Voraussetzungen 
geschaffen, um den Umbau der Geld- und Eigentumsordnung der betroffenen Länder 
durchzusetzen, wie das in Russland in den 90er Jahren zum Teil auch umgesetzt wurde. In 
Zukunft soll die Wohlstandsentwicklung von der globalen Peripherie bzw. den BRICS-
Staaten ins Weltzentrum Euramerika umgelenkt werden. 

Worauf beruht das Wachstum des Geldkapitals? 

Grundsätzlich müssen in einer den Bedürfnissen dienenden Wirtschaft Produktion und 
Konsum wertmässig gegeneinander aufgehen. 

Kapitalgewinn bzw. ein Kapitaleinkommen aus dem Produktionsprozess gehen zu Lasten 
der Lohneinkommen. Das führt dazu, dass nicht der ganze erzeugte Produktionswert 
konsumiert werden kann und die Konjunktur gerät ins Stocken. Um dies zu umgehen, muss 
deshalb zwingend zusätzliches Geld geschöpft und mit zusätzlich steigendem 
Ressourcenverzehr die Produktion erweitert werden. Dadurch werden die zur Bedienung 
der Aktienvermögen reduzierten Lohneinkommen ergänzt. Auf diese Weise bleibt die 
Kaufkraft trotz Kapitalbezug erhalten, sodass der Konsum der bisherigen Produktion 
gewährleistet bleibt, (dadurch, dass bereits der mit neu geschöpftem Geld erweiterte 
Produktionszyklus läuft). Es ist somit der Gewinnanspruch auf Geldkapital, welcher den 
Wachstumszwang verursacht. Der Wachstumszwang verhindert aber die Ausrichtung der 
Produktion auf die Bedürfnisse wie zum Beispiel eine Reduktion des Rohstoffverbrauches 
bei unverändertem Niveau der Konsumgüterversorgung. Diese naheliegende nachhaltige 
Fortschrittsentwicklung macht jedoch in der bestehenden Geld- und Eigentumsordnung 
grösste Mühe. 

Die Lösung muss deshalb darin liegen, den Rationalisierungsgewinn der Wirtschaft 
innerhalb der Realwirtschaft zur Stärkung der Kaufkraft zu nutzen und nicht zur mehrheitlich 
ausserhalb der Realwirtschaft stehenden Geldvermögen zu benutzen. 

Die echte wirtschaftliche Kapitalbildung der Realwirtschaft 

Energielager und Ackerböden sind die materiellen Grundlagen des volkswirtschaftlichen 
Reichtums. Die ebenso lebenswichtigen geistigen Grundlagen beruhen auf Intelligenz, 
Bildung und Wissen, welche ihrerseits die Voraussetzung schaffen, die stofflich/materielle 
Grundlage zu entwickeln. Die so erweiterte und entwickelte materielle Grundlage ist 
wiederum die Voraussetzung für die geistig kulturelle Entwicklung der Gesellschaft. 

Kleine und rohstoffarme Länder wie die Schweiz, welche keine eigenen Ressourcen zum 
kostengünstigen Verbrauch zur Verfügung haben, waren deswegen frühzeitig darauf 
angewiesen, mit der anderen, der geistigen Ressource nämlich, mit Arbeit und Intelligenz 
Leistungen im Verarbeitungs- und Dienstleistungsbereich zu erbringen, welche im 
Gegenzug den Erwerb fehlender Rohstoffe von außen ermöglichen. 
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Arbeit und Intelligenz können deshalb nur zusammen mit verfügbaren Rohstoffen Reichtum 
schaffen. Im Falle der Schweiz liegen die Rohstoffquellen zum großen Teil außerhalb des 
Landes. 

Führt solch krisenanfällige Entwicklung zum Verlust der Souveränität? 

Wenn die wirtschaftlichen Beziehungen über die Landesgrenze hinaus auf der Basis des 
gegenseitigen Vorteils beruhen, dann sind diese Beziehungen stabil und bieten keine 
Angriffsflächen, um die Souveränität auszuhöhlen. 

Die Voraussetzung bleibt jedoch, dass sich die Handelspartner im Interesse der 
gemeinsamen Wohlstandsentwicklung an die getroffenen Abmachungen halten. Es gibt 
deshalb ein wirtschaftliches Gemeininteresse, das über den privaten Interessen der reinen 
Geldvermögensbildung steht. 

Das Problem ist, dass die inzwischen akkumulierten riesigen privaten Geldvermögen in 
Verbbindung mit Strukturen des Tiefen Staates die internationalen bzw. zwischenstaatlichen 
Beziehungen im Interesse der privaten Vermögensmehrung und der angestrebten globalen 
Hegemonie gezielt zu stören und zu unterlaufen beginnen. Wladimir Putin hat in  seiner 
Petersburger Rede vom Juni 2022 eindrücklich auf diese Entwicklung aufmerksam 
gemacht. 

Bricht eine Partei mittels Sanktionen und Embargo vertraglich vereinbarte 
Wirtschaftsbeziehungen, so ist die andere Partei berechtigt, ihre Lieferungen ebenfalls 
einzustellen. 

Dass in einer internationalen Arbeitsteilung der Schaden gegenseitig ist, zeigt sich darin, 
dass der Handelskrieg Deutschlands gegen Russland auch Deutschland hart trifft. Was ist 
dann das Motiv des Handelskrieges aus deutscher Sicht? 

Nach Auffassung des derzeitigen deutschen Wirtschaftsministers hat sich Deutschland 
durch die Handelsbeziehungen mit Russland insbesondere durch den Bezug des unter den 
fossilen Energien am wenigsten umweltschädlichen russischen Erdgases in eine 
wirtschaftliche Abhängigkeit gebracht, die rückgängig gemacht werden müsse. 

Interessant an dieser Begründung ist, dass hier die Argumente des Freihandels durch den 
Wirtschaftsminister grundsätzlich in Frage gestellt werden. 

Die daraus zwingend notwendige wirtschaftliche Autarkie Deutschlands sei zwar nicht ganz 
so einfach, aber mittels alternativer erneuerbarer Energien, die auf deutschem Territorium 
gewonnen werden könnten, sei dies machbar, so der Wirtschaftsminister. 

Die Umstellung der Wirtschaft auf erneuerbare Energie, während gleichzeitig die fossile 
Energie reduziert wird, also der Verzicht auf fossile Energie, bevor die Umstellung auf stabile 
erneuerbare Energieversorgung erreicht ist, lässt jede Logik vermissen. 

Wie in dieser Stresssituation der Wirtschaft ein Umsteigen auf erneuerbare Energie gelingen 
soll, ist mehr als fraglich. 
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Infrastrukturen sind in der Republik immer öffentlich: Privatisierung als Falle, wie z. 
B. bei Energieversorgung oder dem Hafen Piräus 

Damit stehen wir heute vor einer Situation, dass ohne plausibles Konzept, die Wirtschaft 
angewiesen wird, sich auf die ausbleibende Versorgung mit eigenen Notstromaggregaten 
abzusichern. Hier werden Strukturen der Einflussnahme sichtbar, welche nationale 
Strukturen der politischen und wirtschaftlichen Entscheidungsfindung umgehen. 

Wem dient dieser angeordnete Rückschritt in die Ineffizienz und 
Ressourcenverschwendung? Vorschläge, mit z.B. Dieselmotor betriebenen 
Notstromaggregaten den eingetretenen Versorgungsengpass aufzufangen, belegen die 
Auflösung der Planung der Infrastrukturen, die eine öffentliche Aufgabe ist. Die 
Privatisierung dieser Versorgungsaufgaben wurde durchgesetzt, um auch die 
Infrastrukturen als neues Geschäftsfeld der privaten Kapitalverwertung zu öffnen. Die 
steigenden Energiepreise zeigen, wem diese Privatisierung nützt, und die Mangellage zeigt, 
wem sie schadet, nämlich derjenigen Wirtschaft, die von sicheren nationalen 
Versorgungskonzepten abhängig ist. 

Damit wird der „Sinn“ des eingetretenen Versorgungsengpasses und der „Disruption“ 
deutlich. 

Dass diese überstaatliche bzw. transnationale Regie unmittelbar den industriellen 
Wertschöpfungsprozess trifft und zwar genau in dem Masse der aktiv herbeigeführten 
Reduktion des Energieflusses, wird verschwiegen und stattdessen mit dem „Sachzwang“ 
begründet, der Energieexport Russlands nütze allein der russischen Wirtschaft und der 
militärischer Rüstung. In gleicher Weise werden die stark ansteigenden Energiepreise nicht 
der Privatisierung der Infrastrukturen, sondern Russland in die Schuhe geschoben. 

Angesprochen darauf, dass der ökonomische Schaden in einem hochindustrialisierten Land 
wie Deutschland grösser sei als in einer Volkswirtschaft, welche unbeschränkt eigene 
Rohstoffe zur Verfügung hat, entgegnet der Wirtschaftsminister, Deutschland müsse zur 
Friedenssicherung in Europa halt eben Opfer bringen. Dies ist keine ökonomisch plausible 
Begründung. 

Dass eine zerrüttete deutsche Wirtschaft und die daraus folgende Destabilisierung Europas 
keinen Beitrag zum Frieden leisten kann, braucht nicht weiter ausgeführt zu werden. 

Anstatt Ressourcen gemeinsam zum gegenseitigen Vorteil zu nutzen, bestehen klare 
Absichten, eine solche Entwicklung zu unterbinden. Begleitet wird dieses Vorgehen durch 
das Vorrücken der NATO gegen Russland als begehrtes Rohstoffland,  flankiert von 
vertragswidrig errichteten Raketenbasen in Polen und Rumänien,  denen der 
Regimechange in der Ukraine im Jahre 2014 vorherging. 

Nehmen wir an, es gelänge den USA in ihren wirtschaftlichen Beziehungen zu Russland 
dort weiterzufahren, wo sie seit August 1999 ihr Ausgreifen nach den Erdgasressourcen 
Russlands abbrechen mussten, könnte dann die Krise des Dollar-Geldsystems gelöst 
werden? Die riesigen, die Realwirtschaft um ein Mehrfaches überragenden 
Finanzvermögen suchen Anlage. Soll ein Krieg diese Voraussetzungen schaffen? Und liegt 
hier die Erklärung für das offensive Vorgehen der NATO gegen die Sicherheitsinteressen 
Russlands, wobei ohne Rücksicht auch die Sicherheitsinteressen Westeuropas geopfert 
werden? 
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Kapital kann nur wachsen und somit Gewinn bzw. Zins abwerfen, wenn gleichzeitig die 
Produktion erweitert wird. Dies setzt den Verbrauch großer Energiemengen voraus. Dieser 
Energiebedarf kann mit alternativer Energie nicht abgedeckt werden. Die Einsparung von 
Rohstoffen durch Rationalisierung kann, wie wir gesehen haben, als Gewinn monetarisiert 
werden, wenn die Produktion ausgeweitet und dazu weiteres Geldkapital geschöpft wird. 
Für diese Ausweitung der materiellen Basis ist die Energiedichte der erneuerbaren Energie 
viel zu gering. Damit ist die Industrie Westeuropas, die von den bisherigen Erdgaszufuhr auf 
Drängen der USA abgeschnitten wird, gefährdet. 

Anstelle des Kapitalgewinnes durch Wirtschaftswachstum auf der Grundlage des 
Verbrauches nichterneuerbarer fossiler Energie gibt es vor allem für die USA enorme 
Kapitalgewinne allein aus der Stellung des Dollars als Weltwährung. Durch die global 
vorherrschende Währung des Dollar findet durch die Geldschöpfung der USA ein dauernder 
Werttransfer von der Peripherie Eurasiens und der BRICS-Staaten nach Euramerika statt. 
Aufgrund der global zirkulierenden Dollarmasse konnten die USA ihren Konsum bisher mit 
Gelddrucken finanzieren. 

Jetzt allerdings ist die Inflation in den USA angesprungen nach gut dreissig Jahren dieser 
ungestörten Entwicklung. Damit verengen sich auch auf der rein monetären Ebene die 
bisherigen Kapitalerträge. 

Wie wollen die USA ihre Vormachtstellung behalten?  Dieses System des Dollar als 
Weltwährung hat bisher die BRICS-Staaten mit Ausnahme von China daran hindert, ihren 
ökonomischen Rückstand gegenüber Euramerika aufzuholen. Eine Reihe von 
Interventionen, welche die fossile Energie weltweit verteuern, könnte ein Versuch sein, die 
wirtschaftliche Entwicklung der BRICS-Staaten zu bremsen oder möglicherweise mit 
militärischen Mitteln nachzuhelfen. Ziel bleibt es, die wirtschaftliche Dominanz monetär zu 
erhalten. 

Notwendiger Interessenausgleich durch Multipolarität — Zur Funktion des Geldes in 
einer arbeitsteiligen Wirtschaft 

Die unipolare Welt und der dingliche Geldbegriff mit Zins- bzw. Ertragsanspruch auf 
Geldkapital bedingen einander.  Denn das Inkrement des Geldkapitals beruht zwingend auf 
einer ständigen Ausweitung der Kapitalverwertungssphäre. Das sich ständig ausweitende 
Kapital verlangt zusätzlichen Geldertrag. Damit sind die heutigen Konflikte vorprogrammiert. 

Dieser aktuelle, sich maßlos steigernde Prozess gerät inzwischen an eine monetäre und an 
eine geographische Grenze. 

Die monetäre Grenze äußert sich darin, dass eine ständig wachsende Geldmenge weit über 
den realwirtschaftlichen Geldwert zwingend zu schweren Krisen führen muss. 

Die geographische Grenze zeigt sich darin, dass die One-World-Hegemonie zunehmend in 
Konflikt gerät mit der Diversität und dem Anspruch auf Souveränität der BRICS-Staaten und 
weiterer Länder und auf die geforderte Entkolonialisierung. 

Die internationale Entwicklung der Arbeitsteilung beruht auf der Multipolarität der Welt und 
der Beziehungen zwischen den Ländern auf der Basis des gegenseitigen Vorteils. Eine 
solche wirtschaftliche Entwicklung durch fortschreitende internationale Arbeitsteilung nach 
dem Prinzip des gegenseitigen Vorteils liegt im Interesse der Handelspartner, sich 
gegenseitig frei zu entwickeln. Eine solche Entwicklung begründet internationale Stabilität  
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zwischen den Handelspartnern. Aktuell stört die Hegemonie eine solche sich selbst 
stablisierende Entwicklung, da sie ihre ökonomische Macht laufend dazu benutzt, ungleiche 
Handelsbeziehungen zu erzwingen. 

Zur zukünftigen Funktion des Geldes 

Nach neuem Verständnis wird Kapital von der bestehenden Wirtschaft geschaffen und nicht 
durch den Kredit aus dem Nichts. Die Kapitalbildung erfolgt durch 
organisatorisch/industrielle Maßnahmen, welche Stoff- und Energiedurchsatz sowie 
Arbeitsaufwand senken und dadurch real Kapital für die Erweiterung des 
Wirtschaftsprozesses schaffen. 

Diese Vorleistung bzw. dieses Kapital kann je nach den Bedürfnissen eingesetzt werden: 
für die Erweiterung bisheriger Produktion oder neuer Produkte, für Forschung, Entwicklung, 
Bildung oder Kunst, Kultur und Soziales. Dadurch erhöht sich die Kaufkraft im nationalen 
Währungsraum. Dabei bleibt die gesamte Währungssumme an die Bevölkerungszahl 
gebunden. Der Preis der Leistungen muss sich daher innerhalb der Währungssumme 
aufteilen, wodurch die Preise bei steigendem wirtschaftlichem Angebot entsprechend 
sinken und die Kaufkraft steigt. Die einzelnen Leistungen teilen sich innerhalb dem 
Gesamtwert der Währung. Dadurch ist jederzeit transparent, wie viel in der Volkswirtschaft 
investiert, verteilt und konsumiert werden kann. Der Währungsraum und die Nation sind 
deckungsgleich. Die Währung ist stabil an die jeweilige Zahl der Bevölkerung gebunden. 

Die internationalen Handelsbeziehungen zum gegenseitigen Vorteil sichern zwischen den 
Staaten eine ausgeglichene Handelsbilanz. 

Die internationale Arbeitsteilung schafft nicht politische Abhängigkeiten, wie sie der 
deutsche Wirtschaftsminister dem deutsch-russischen Gasgeschäft unterstellte. Er folgt 
dabei der Sicht der One Word Hegemonie, welche davon ausgeht, dass 
grenzüberschreitenden Wirtschaftsbeziehungen allein dem eigenen Vorteil zu dienen hätten 
und die internationale Politik der Ort sei, diese Interessen einseitig durchzusetzen. 

Die Erkenntnis der Multipolarität der Welt und in der Folge die Reform der Geldordnung sind 
dringend erforderlich, um diesen gefährlichen Krisenprozess noch aufzufangen. 

Zum Autor: Dipl. Arch. ETH/SIA, Raumplaner. Hans Bieri ist seit 1988 Geschäftsführer der 
Schweizerischen Vereinigung Industrie und Landwirtschaft (SVIL). Die Vereinigung verfolgt 
seit 1918 in Folge des damaligen Generalstreiks und der Ernährungskrise wichtige 
stabilitätspolitische Ziele wie die Versorgungssicherheit in einem stark mit dem 
Außenhandel verflochtenen Land. 

HB 31. August 2022 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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03)  Gorbi et mundi. Von Ed  Koch 
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04) Welche Werte verteidigen wir in der Ukraine? 

 
28. 08. 2022  

 
Bild: screenshot atlantick-bruecke.org 
Die Unterstützung des Krieges in der Ukraine wird  damit begründet, dass wir in der Ukraine 
unsere Freiheit und unsere Werte verteidigen. Da fragt man sich sofort, welche Werte und 
wessen Freiheit wir in der Ukraine eigentlich verteidigen sollen? 
  
Gibt es überhaupt so etwas wie westliche Werte, oder sind diese Werte situationsbedingt? 
Beispielsweise gibt man sich hierzulande stramm antinazistisch. Das Verbotsgesetz 
umfasst nicht nur nationalsozialistisches Gedankengut, sondern auch entsprechende 

Symbolik. In der Ukraine wird jedoch ganz offen mit nationalsozialistischen Gedankengut 
zumindest kokettiert. Bekanntermaßen tätowieren sich die Mitglieder des Asow-Regiments 
mit Hakenkreuzen und anderer Nazisymbolik. 

Diese Doppelstandards haben ja durchaus Tradition. Nach dem Zweiten Weltkrieg hatte die 
USA ja keinerlei Hemmungen, tausende Nazi-Wissenschaftler nach Amerika zu schippern 
(Unternehmen Paperclip). Legendär ist dabei Wernher von Braun, der das amerikanische 
Raumprogramm entscheidend prägte. 

Welche wertvollen Werte gibt es gegenüber Russland noch zu verteidigen? 

Da fällt einem sofort gender mainstreaming, der Klimaschwindel, allgemeiner 
Meinungsterror, der Zwang zum Elektroauto, das Ruinieren des Bauernstandes, das 
Hereinschaufeln von hunderttausenden Scheinasylanten unter dem Deckmäntelchen der 
Menschenrechte und neuerdings der immer schlimmer werdende Tierschutzterror ein. Das 
von Tierschützern erwirkte Verbot des Almabtriebs im Allgäu ist da kein Einzelfall. In 
Österreich dürfen Wölfe Schafe und sogar Rinder reißen. Eine Abschusserlaubnis gibt es  

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2022/08/Wunderbar-together.png?fit=561%2C361&ssl=1
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aber deshalb noch lange nicht. Zuerst muss gentechnisch untersucht werden, ob das 
Nutztier überhaupt von einem Wolf gerissen wurde (von wem denn eigentlich sonst, wurde 
etwa ein Wiedergänger von Graf Dracula gesichtet?) und ob es immer der gleiche Wolf war, 
usw. usf. Für die gerissenen Schafe und Rinder gilt der Tierschutz offenbar nicht. Hier zeigt 
sich wieder ein Doppelstandard, der scheinbar ein weiterer westlicher Wert an sich ist. 

Demokratisch legitimiert sind all diese Torheiten natürlich nicht. Sie werden lediglich von 
irgend welchen NGOs betrieben, die auf wundersame Weise einen enormen Einfluss haben. 
Dieser zeigte sich auch unlängst bei der absurden Zurücknahme von Winnetou-Büchern 
durch den Ravensburger Verlag. Dieser Vorfall offenbart wieder einmal, dass hinter der 
„Kritik im Netz“, die zu dieser  Rücknahme führte, extrem mächtige Akteure stecken, die 
nicht offen auftreten wollen, um so ihre wahre Agenda nicht preisgeben zu 
müssen.Gewählte Politiker müssen sich diesem Meinungsdruck, der meist über die 
Mainstreammedien erzeugt wird beugen, ohne Rücksicht auf die Meinung ihrer Wähler. Tun 
sie das nicht droht Ungemach. Die Ibiza-Affäire als Beispiel, wie „Demokratie“ hierzulande 
funktioniert! Bestes Beispiel dafür war der Ibiza-Putsch, der in Österreich eine populäre 
Regierung bestehend aus ÖVP und FPÖ hinweggefegt hatte. Vizekanzler Strache wurde 
noch vor seinem Regierungsantritt in Ibiza durch eine angebliche russische Oligarchin in 
eine geschickt gelegten Falle gelockt, wo er offenbar unter Drogeneinfluss unsagbaren 
Unsinn absonderte. Der ganze Auftritt wurde natürlich gefilmt und von den Online-Medien 
Süddeutsche.de und Spiegel Online publiziert. Eine Regierung, die sich insbesondere die 
Eindämmung der schrankenlosen Einwanderung zum Ziel gesetzt hatte, war Geschichte. 

Ein weiterer Aspekt unserer „Demokratie“: Justiz macht Politik! 

Der populäre Kanzler Sebastian Kurz wurde in der Zwischenzeit durch die Untersuchungen 
der „Wirtschafts- und Korruptionsstaatsanwaltschaft“, eine Art linksradikales Femegericht, 
auch demontiert und zum Rücktritt gezwungen. Es wird ihm vorgeworfen, mit Budgetmitteln 
finanzierte, gefälschte Meinungsumfragen beauftragt zu haben, um so die öffentliche 
Meinung in seinem Sinne zu beeinflussen. Tatsache ist, dass diese gefälschten 
Meinungsumfragen wohl nicht der Grund für seine Popularität waren, sondern seine Politik, 
die von der Anklagebehörde offensichtlich abgelehnt wurde. Besonders pikant an der 
ganzen Affäre ist die Tatsache, dass die „Wirtschafts- und Korruptionsstaatsanwaltschaft“ 
ursprünglich die Hintergründe der Ibizafalle untersuchen hätte sollen. Daraus wurde 
natürlich nichts. Stattdessen wurde dann auch noch die Regierung Kurz demontiert. 

Die „Werte“ um die es wirklich geht! 

An diesem Beispiel sieht man, wie Politik im Westen funktioniert. Die gewählten Politiker 
scheuen sich aus gutem Grund, gegen die im Hintergrund agierende Politmafia zu regieren. 
Die wahren Mächtigen in der westlichen Welt sind globale Kapitalsammelbecken, wie 
beispielsweise Blackrock mit derzeit 10 Billionen Anlagevermögen, die über NGOs und den 
von ihnen kontrollierten Medien die ganze Welt regieren wollen. Dieses System steht 
allerdings jetzt durch den Ukrainekrieg vor seiner Ablöse. Ziel Russlands und auch Chinas 
ist ein multipolares politisches System, das naturgemäß die Macht der westlichen 
Hochfinanz einschränken wird. Insbesondere steht die Ablöse des Dollars als 
Weltleitwährung durch die BRICS- Staaten bevor. Es ist gut vorstellbar, dass sich dadurch 
die Vermögen der westlichen Kapitalsammelbecken buchstäblich in Luft auflösen. Das sind 
die wahren „Werte“, für die wir im nächsten Winter frieren sollen! 

Ein neuer Weltkrieg soll das westliche Fiatmoney retten! 
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Die Politgangster im Hintergrund schrecken natürlich nicht davor zurück, einen Weltkrieg zu 
riskieren. Das zeigen insbesondere die scheinbar überflüssigen Provokationen Chinas in 
der Taiwanfrage. Das westliche Imperium mit der USA an der Spitze hat offenbar erkannt, 
dass es den Zenit seiner Macht überschritten hat. Von nun an kann es nur noch bergab 
gehen. Ein provozierter Weltkrieg wäre daher für diese Verbrecher die einzige Chance den 
unvermeidlichen Abstieg aufzuhalten. 

Für uns Bürger der EU ist jedoch der Untergang dieser Politgangster eine frohe Botschaft, 
da wir dadurch endlich von dem gutmenschlichen Gesinnungsterror befreit werden! 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER 
 
 

05)  Papst will Frieden – „Die NATO hat Putin die Tür eingetreten.“ 

 
28. 08. 2022  

Bild: Vatican News 

Papst Franziskus betete für ein Ende des Krieges in der Ukraine am Ende der Audiencia: 
„Ich vertraue dem Wirken der Jungfrau Maria und dem Gewissen der Politiker jeglichen 
Einsatz für Frieden an.“ Er erinnerte auch daran, dass seit Kriegsbeginn sechs Monate 
vergangen sind. 6NBSP, „Friede ist notwendig.“ 

Denn für den Krieg würden die Unschuldigen bezahlen: „Ich denke an die vielen 
Grausamkeiten, die vielen Unschuldigen, die für den Wahnsinn, den Wahnsinn aller 
Parteien bezahlen müssen. Denn Krieg ist Wahnsinn“, sagte Papst Franziskus. Und weiters: 
Niemand im Krieg könne sagen, dass er nicht zu den Verrückten gehöre. 

 

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2022/08/Papst-Franziskus-2.png?fit=736%2C466&ssl=1
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Attentat auf russische Journalistin Dugina erwähnt 

Der Paps erwähnte auch die Ermordung der Journalistin und Aktivistin Darya Dugina von 
letztem Samstag, der Tochter des nationalistischen russischen öffentlichen Schriftstellers 
und politischen Denkers Alexander Dugin: „Ich denke auch an das arme Mädchen, das von 
einer Bombe getötet wurde. Die Unschuldigen zahlen für den Krieg“, erklärte er. 

Verantwortung der NATO 

Mit seiner harschen Kritik: „Die NATO hat Putin die Tür aufgebrochen.“ – löste das 
katholische Kirchenoberhaupt Widerspruch aus, ein Teil der westlichen Presse warf ihm 
Unwissenheit vor. 

Plädoyer für Freilassung von Kriegsgefangenen – Kritik an Kriegsprofiteuren 

Der Papst kümmere sich auch um das Schicksal der Gefangenen, insbesondere von 
Verletzten. Und er forderte die Behörden auf, Maßnahmen für deren Freilassung zu 
ergreifen. Er fügte hinzu: Diejenigen, die sich durch Krieg und Waffenhandel bereichern, 
sind Kriminelle sind, weil sie die Menschheit töten. 

In diesem Zusammenhang erinnerte Franziskus auch an lange vom Krieg zerrüttete Länder 
wie Syrien und Jemen, in denen auch Kinder hungern. 

Quelle: mandiner.hu unser Partner in der EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://mandiner.hu/cikk/20220826_ferenc_papa_szerint_a_nato_rarugta_az_ajtot_putyinra
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E. b)  Sonderthema Corona-Pandemie                            Seiten E 22 – E 23   

 
Das Thema Corona-Pandemie wird von  uns nicht  mehr bearbeitet! 
Siehe hierfür die Beiträge von „Unser Mitteleuropa“: 
 

https://unser-mitteleuropa.com/ 
 

Das Thema Corona-Pandemie wird von uns nicht mehr bearbeitet! 
Siehe hierfür die Beiträge von „Unser Mitteleuropa“: 
 

https://unser-mitteleuropa.com/ 

Spenden  

Für jede Spende (PayPal, Kreditkarte oder Banküberweisung) ab € 10.- erhalten Sie 
als Dankeschön auf Wunsch ein Dutzend Aufkleber portofrei und gratis! In diesem 
Fall geben Sie uns bitte eine Lieferadresse bekannt, unter: 

unser-mitteleuropa@protonmail.com 

10 Euro Spende 12 Aufkleber 

20 Euro Spende 30 Aufkleber 

40 Euro Spende 100 Aufkleber 

100 Euro Spende 250 Aufkleber 

Größere Mengen auf Anfrage 

Möchten Sie uns via Banküberweisung unterstützen, finden Sie folgend unsere 
Kontodaten: 

New Network Communications 
IBAN: PL52 1020 2472 0000 6602 0609 1252 
BIC: BPKOPLPW 

Vielen Dank! 

 
 

Für jede Spende (PayPal oder Banküberweisung) ab € 10.- erhalten Sie als Dankeschön 
auf Wunsch ein Dutzend Aufkleber portofrei und gratis! Details hier. 

https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
mailto:unser-mitteleuropa@protonmail.com
https://unser-mitteleuropa.com/spenden/
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https://unser-mitteleuropa.com/spenden/  

Für Bestellungen unseres neuen Aufklebers „Impfzwang“ klicken Sie hier. 

https://unser-mitteleuropa.com/sticker-aktion/  
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https://unser-mitteleuropa.com/sticker-aktion/
https://unser-mitteleuropa.com/sticker-aktion/
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E. c) Wanderungen und Einwanderungen                                    Seite E 24 

 
Keine Berichte 
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E. d) Länder weltweit – im Überblick                                          Seiten  E 25  

 
 

 
 
 
Seit 01.08.2022 keine Berichte! Zu wenig putin-freundlich? 
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E. e)  Europa, Europa und die Welt                                 Seiten  E 26 – E 31 
 

Nordatlantische Verteidigungsgemeinschaft   N A T O  
                                                                                                        (Seite E 26) 
Keine Berichte 
 
E u r o p ä i s c h e   U n i o n   (EU)  (Seiten E 26 – E 31) 
 
 
01) EU-Kommission bereitet Notstandsgesetze samt „militärischen  
      Management-rechten“ vor 
 
06. 09. 2022  

1968er-Demo gegen Notstandsgesetze - wie werden sich Linke heute verhalten?  

Die Europäische Kommission möchte außerordentliche Befugnisse 
erlangen 
  

Die EU-Kommission plant im Falle einer Krise die Einführung von Notstandsbefugnissen, 
nämlich effektive militärische Managementrechte – wie Reuters unter Berufung auf 
eingesehene Dokumente in Erfahrung brachte. Außerdem will sie  außergewöhnliche 
Befugnisse für sich selbst. 

Diese militärischen Managementrechte sehen so aus: Die EU-Kommission könnte 
bestimmte Unternehmen dazu zwingen, lebenswichtige Produkte herzustellen, oder 
könnte  im Krisenfall gewisse Waren anhäufen. Zuwiderhandelnde würden dann mit 
Geldbußen belegt. 

 

https://www.reuters.com/markets/europe/eu-commission-plans-emergency-powers-avoid-crisis-bottlenecks-faz-2022-09-02/
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2022/09/180530-Notstandsgesetze-100__v-gseagaleriexl.jpg?fit=1600%2C900&ssl=1
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Der Plan, das „Common Market Emergency Instrument“, soll laut Reuters am 13. September 
vorgestellt werden. Damit soll auf Versorgungskrisen aufgrund der „Covid-Pandemie“ und 
des Ukraine-Krieges reagiert werden. 

Massive Eingriffe in die Wirtschaft 

Die Kommission könnte die EU-Mitgliedstaaten auffordern, ihre Lieferketten 
umzustrukturieren, sowie die Beschaffung oder Produktion, von in einer Krise benötigten 
Produkte so schnell wie möglich zu erhöhen. Dazu könnte sie auch den Umbau oder die 
Erweiterung bestehender Produktionskapazitäten vorschreiben oder gewisse Produkte 
priorisieren. 

Hohe Geldstrafen bei Nichtbefolgen der Anweisungen 

Unternehmen, die falsche oder irreführende Informationen gäben, könnten mit einer 
Geldstrafe von bis zu 300.000 Euro belegt werden. Diejenigen, die den Anweisungen nicht 
nachkommen, würden täglich mit einer Geldstrafe in Höhe von 1,5 Prozent des 
Tagesumsatzes belegt. 

„Besorgte EU-Länder sprechen von Machtergreifung“ 

Laut Reuters sind mehrere EU-Länder über diese Pläne besorgt, die sie als Machtergreifung 
beschreiben, in Anspielung auf die Naziherrschaft in Deutschland. Andere schreiben über 
die Einführung eines Staatskapitalismus ähnlich wie in China. In der Tat aber wäre es ein 
weiterer Schritt zur Abschaffung der Souveränität der Nationalstaaten. 

Reuters geht davon aus, dass die Kommission die Details mit den EU-Mitgliedstaaten und 
den EU-Gesetzgebern besprechen würde, bevor eine Entscheidung über den Vorschlag 
getroffen wird. 

Die EU-Kommission teilte Reuters mit, dass sie sich nicht zu durchgesickerten Dokumenten 
äußern werde. 

„Die europäische Linke ist zum Vorkämpfer der Spekulanten, der Weltregierung, und 
schließlich der Weltmigration, zum Totengräber der Nationen, der Familie und der 
christlichen Lebensform geworden.“ (Viktor Orban) 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://unser-mitteleuropa.com/
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02) Joachim Kuhs: Christenverfolgung ächten – EU-Sonderbeauftragter für  
      Religionsfreiheit jetzt! 

 
01. 09. 2022  

Bild: Pressefoto Joachim Kuhs 

Joachim Kuhs, AfD-Sprecher für Religions- und Gewissensfreiheit im EU-Parlament, fordert 
ein entschlosseneres Vorgehen der EU-Kommission gegen die Diskriminierung und 
Verfolgung religiöser Minderheiten. Vor allem müsse der Posten des EU-
Sonderbeauftragten für Religionsfreiheit zügig besetzt werden: 

„Auf der ganzen Welt werden Menschen wegen ihres Glaubens unterdrückt, verfolgt und 
sogar getötet. Christen stellen mit über 360 Millionen Betroffenen die größte Gruppe der 
aus religiösen Gründen Verfolgten dar.“ 

Die EU müsse die Diskriminierung und Verfolgung entschlossener ächten und dürfe sich 
dabei nicht scheuen, Ross und Reiter beim Namen zu nennen: 

„Wir dürfen die Tatsache nicht verschweigen, dass unter den Staaten, in denen die größte 
religiöse Intoleranz herrscht, besonders viele muslimische Staaten sind. Das muss auch 
bei Begegnungen mit Vertretern des Islam immer wieder angesprochen werden“, fordert der 
AfD-Politiker. 

Eine wichtige Maßnahme sei, nach einem Jahr Vakanz, endlich die Stelle des EU-
Sonderbeauftragten für Religionsfreiheit neu zu besetzen. Berichten zufolge soll der 
italienische Christdemokrat Josep Borrellneuer EU-Sonderbeauftragter werden, eine 
offizielle Bestätigung steht aber noch aus. Dass dieser erst 2016 geschaffene Posten von  

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2022/09/Joachim-Kuhs-EU.png?fit=682%2C452&ssl=1
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den sechs Jahren seines Bestehens insgesamt zweieinhalb Jahre nicht besetzt wurde 
[von Herbst 2019 bis Mai 2021 und wieder seit September 2021 bis jetzt, Anm.], zeige die 
geringe Bedeutung, welche die EU-Kommission dem Problem der religiösen Verfolgung 
beimesse, so Joachim Kuhs. 

Ausdrücklich begrüßt Joachim Kuhs die Verurteilung der religiös motivierten Verfolgung 
durch den EU-Außenbeauftragten Josep Borrell. Anlässlich des internationalen 
Gedenktages für die Opfer von Gewalt aufgrund von Religion oder Weltanschauung meinte 
Borrell am 22. August 2022: 

„Jedem Menschen sollte ohne Diskriminierung und Zwang das Recht eingeräumt werden, 
frei zu entscheiden, ob er eine Religion oder Weltanschauung annimmt oder nicht, sie zu 
wählen oder zu wechseln, sie auszuüben oder sich zu ihr zu bekennen.“ 

An die EU-Kommission appelliert Joachim Kuhs: „Diesen Worten müssen endlich Taten 
folgen!“ 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
03) Polen arbeitet an europaweitem Einreiseverbot für Russen 

 
24. 08. 2022  

 
Polen erstellt Konzept für EU-weites Visaverbot für Russen 

Warschau kündigt ein neues europaweites „Konzept“ zur Einstellung der Visa-Vergabe an 
russische Staatsbürger an. Polen hatte ja bereits das Ausstellen von touristischen Visa für 
russische Bürger seit einigen Monaten eingestellt. Aber das sei in Anbetracht des eher 
trägen europäischen Nachahmungseffekts nicht genug. 

https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2022/08/Polnisches-Visaverbot-fuer-Russen.jpg?fit=660%2C649&ssl=1
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Jetzt verspricht Warschau in wieder einmal „übereifrigem“ EU-Gehorsam, ein neues 
„Konzept“ für ganz Europa. 

Polen will an „vorderster europäischer Front“ sein 

Am vergangenen Sonntag berichteten polnische Medien, dass Polens Vize-
Chefdiplomat Piotr Wawrzyk versicherte,  das Land sei an vorderster Front, um ein 
gesamteuropäisches „Konzept“ der Visa-Verweigerung für russische Bürger zu entwickeln. 

„Polen arbeitet an der Entwicklung eines Konzepts, das es ermöglicht, keine Visa an Russen 
zu erteilen“, so Wawrzyk. 

Der Stabschef des ukrainischen Präsidenten, Andrei Jermak, reagierte noch am selben Tag 
befürwortend via Twitter, obwohl er allem Anschein nach das Geäußerte etwas 
missverstand. 

„Polen wird keine Visa für Bürger der Russischen Föderation ausstellen. Damit schließt sich 
Polen Finnland, Estland, Lettland und Dänemark an, um ein europaweites Verbot der 
Ausstellung von Touristenvisa für Staatsangehörige von Terrorstaaten einzuführen“. 

„Herzlichen Glückwunsch, Russland. Das Visumverbot wird kommen“, twitterte Jermak, 
ohne offenbar verstanden zu haben was „tatsächlich Sache ist“. 

Zur Position Polens kursieren verwirrender Weise zwei verschiedene Annahmen. Zum einen 
soll Polen sich erst jetzt zu den Ländern Finnland, Estland, Lettland und Dänemark 
dazugesellt haben, wie auch das Frohlocken Jermaks vermuten lässt. Das stimmt aber so 
auch nicht. 

Warschau hat bereits seit einigen Monaten die Ausgabe von Touristenvisa für Russen 
eingestellt, wie Wawrzyk selbst noch einmal am 14. August unterstrich. Ausnahmen 
betrafen bisher Personen aus Diplomatie sowie Logistik, die mit Lastkraftfahrern, die die 
Grenze aus beruflichen Gründen überqueren, verbunden waren. Wawrzyk hat sogar einen 
leichten Vorwurf an Estland und Lettland gerichtet, dass diese Reiseblockaden 
verhältnismäßig spät kamen. „Aber besser spät als nie“, so Wawrzyk weiter. 

In Finnland läuft zusätzlich eine Debatte, obwohl die dortige Premierministerin Sanna Marin 
gleichzeitig die EU in ihrer Gesamtheit, aufrief das Ausstellen von Visa für Russen zu 
blockieren. Dass Finnland jedoch mit diesem Beispiel vorangeht, blieb bisher aus. Helsinki 
hat dieses Jahr bereits 13.000 Visa an Russen vergeben. 

Estlands Blockade von selbst ausgestellten Schengen-Visa für Russen soll am 18. August 
2022 in Kraft treten. 

Willkürliche Änderungen jahrzehntealter Beschlüsse 

Geriet ein russischer Staatsbürger in den Besitz eines Schengen-Visums von einem 
europäischen Land, so konnte er in jedes andere Land des Abkommens reisen. So war das 
zumindest bisher. Somit wird hier willkürlich geändert, was seit 1985/1990 beschlossene 
Sache war. Es geht also um das Schengener Abkommen, das in der gleichnamigen Stadt 
in Luxemburg im Jahr 1985 unterzeichnet und im Juni 1990 zeitgleich von allen fünf 
Erstländern ratifiziert wurde. 

 

https://polskieradio24.pl/5/1222/artykul/3019441
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Luxemburg, die Niederlande, Frankreich, Deutschland und Belgien waren damals die 
Erstunterzeichner des Abkommens und so auch Gründungsmitglieder des Schengen 
Raumes. Die drei letztgenannten Länder sind bisher alles andere als „fügsam“ bei dem viel 
diskutierten Projekt eines EU-weiten Einreiseverbots für russische Bürger. 

Der Vize-Chef des polnischen Außenministeriums ist sich dessen bewusst, zeigt sich 
dennoch zuversichtlich, „… da der Widerstand dieser Länder gegen die Aussetzung des 
Abkommens über Visaerleichterungen für Bürger der Russischen Föderation nicht 
überwunden werden kann, arbeitet Polen an einer neuen Lösung.“ 

Polen müsste einen juristischen Weg finden, das Schengener Abkommen mit einem 
Vertragszusatz zu versehen, der bindend für alle Teilnehmer eine explizite 
Diskriminierung russischer Bürger erreicht. 

Das könnte so aussehen, dass wenn ein Land doch ein Visum ausstellt, dieses einzig für 
das Land selbst gilt, der reisende Bürger aus der Russischen Föderation aber vom 
Schengener Raum nicht profitieren kann. 

Im Extremfall könnte das Abkommen auch vollkommen aufgelöst werden und Spielraum 
schaffen für Alternativen, die kompatibler wären für eine effektivere Einreise-Diskriminierung 
von Menschen aus Russland. 

Wawrzyk erklärte, dass auch Litauen, Lettland und Estland sowie die Slowakei und die 
Tschechische Republik sehr motiviert seien, Polen bei der baldigen Ausarbeitung des 
Konzepts behilflich zu sein. Die Prager Führung hat hier besonderes Gewicht, da sie zurzeit 
auch den Vorsitz im Rat der Europäischen Union innehat. 

Laut dem polnischen Staatsvertreter sollen „in ein paar Wochen“ bereits die ersten 
„gewichtigen Entwicklungen“ dazu erfolgen. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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E. f) Mitteleuropa                                                                              Seite E 32 
 

 

Keine Berichte 
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E. g) Deutschland und nahe Staaten: Politische Themen     S. E 33 – E 70 

 
BENELUX-LÄNDER (Seite E 33) 
 
Keine Berichte 
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B R  D e u t s c h l a n d  (Seiten E 34 – E 56) 
(siehe auch nächsten Abschnitt für Berlin und Brandenburg) 
 
01) Entlastungspaket 
 

04. September 2022 

Entlastungspaket 

Viele Fragen sind noch offen, zum Beispiel die Nachfolge des 9-Euro-Tickets, das natürlich 
erst einmal mit den Bundesländern beraten werden muss. Zum 1. Oktober, wie es sich die 
Berliner SPD wünscht, wird das wohl kaum möglich sein. 

 Freuen können sich hingegen die Rentner, denn die erhalten zum 1. Dezember 2022 jetzt 
auch die Energiepreispauschale in Höhe von 300 Euro, die die Arbeitnehmer bereits in 
diesem Monat bekommen haben. „Die Auszahlung für die Rentnerinnen und Rentner erfolgt 
über die Deutsche Rentenversicherung.“ 

Alle weiteren Entlastungen stehen in der beigefügten Datei. 

Mit freundlichen Grüßen 
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02) Politiker -  präsent sein. Von Ed Koch 
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03) Die Industriestandort-Vernichtung geht los: Europas größter  
     Stahlkonzern schließt Produktionsanlagen in Deutschland 
 
03. 09. 2022  

Ein Stahlwerk in Indien: dort ist man nicht von der europäischen Politik der 
Selbstzerstörung betroffen.  

Drastische Folgen der herbeigeführten „Energiekrise“: Europas größter Stahlkonzern 
Arcelormittal stoppt wegen der stark steigenden Energiepreise zwei Produktionsanlagen in 
Norddeutschland. Und auch andere Hamburger Industrien haben zu kämpfen. In einer 
Meldung heißt es: 

„Arcelormittal zieht in Deutschland die Konsequenzen, da nicht mehr alle Anlagen 
wirtschaftlich betrieben werden können. […] Die exorbitant gestiegenen Energiepreise 
beeinträchtigen die Wettbewerbsfähigkeit der Stahlherstellung massiv“. 

„Gasumlage“ wird zu weiterem Wirtschaftschaos führen 

Hinzu kämen eine schwache Marktnachfrage, ein negativer Wirtschaftsausblick sowie 
anhaltend hohe CO₂-Kosten in der Stahlproduktion. Der Chef von Arcelormittal 
Deutschland, Reiner Blaschek dazu: 

„Die hohen Kosten für Gas und Strom belasten unsere Wettbewerbsfähigkeit stark. Dazu 
kommt ab Oktober die geplante Gasumlage der Bundesregierung, die uns weiter belasten 
wird. […] „Mit einer Verzehnfachung der Gas- und Strompreise, die wir innerhalb weniger 
Monate hinzunehmen hatten, sind wir nicht mehr wettbewerbsfähig in einem Markt, der zu 
25 Prozent aus Importen versorgt wird.“ 

 

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2022/09/Stahlwerk.jpg?fit=824%2C547&ssl=1
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Auf Umweltschutz wird gepfiffen – Kampf gegen Putin geht vor 

Die ganze Klimahysterie, mit der man uns die letzten Jahre förmlich zuschüttete entpuppt 
sich als das, was seriöse Medien stets behaupteten: Hier geht es nicht um die Umwelt, 
sondern nur darum, wie man Geld vom Steuerzahler und den Konsumenten zu Konzernen 
hinschaufelt. 

Jetzt wo dieses Ziel dank der explodierenden Energiepreise erreicht ist, hat der 
„Klimaschutz“ als Vorwand, die Leute abzuzocken,  ausgedient. Man hat jetzt den Schalter 
von „die Welt retten“ auf „Russland“ bekämpfen umgelegt. 

Da ist es egal, wieviel Schadstoffe da im Zuge der Kriegshandlungen in der Ukraine 
hinausgeblasen werden. 

Es spielt auch keine Rolle, wenn das preisgünstige Gas aus Russland durch teures 
Fracking-Gas aus den USA ersetzt wird. Die Gewinnung dieses Gases ist umweltfeindlich 
und der Transport über den Atlantik wird mit Tankern betrieben, die Schweröl verfeuern. 

Auch, dass man wieder Kohlekraftwerke anwerfen will, wird mit dem Kampf gegen Putin 
gerechtfertigt. Ist Putin auch schuld, dass man Nordstream2 nicht endlich in Betrieb nimmt. 
Bereits vor dem Ukrainekrieg wurde das Deutschland von den USA untersagt. 

Eines ist sicher: Die Leute werden nicht hinnehmen, dass ihr Lebensstandard wegen der 
Ukraine auf das Niveau eines rückständigen Landes heruntergefahren wird. Die Menschen 
werden mit Sicherheit auf die Straße gehen und das Regime wird diese anständigen Leute 
dann als „Rechtsextreme“ beschimpfen. Nur wird ihnen das keiner mehr abnehmen. Mal 
sehen was passiert. Das Militär wird für Einsätze im Inland bereits vorbereitet. 

Wie UNSER MITTELEUROPA gerade exklusiv im deutschen Sprachraum berichtete, 
fanden in Prag heutie Groß-Demonstrationen gegen die Sanktionspolitik statt. Dort hat die 
Bevölkerung bereits von der Wohlstandsvernichtenden Politik genug. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://unser-mitteleuropa.com/prag-zehntausende-fordern-ruecktritt-der-kriegstreiber-regierung-mainstream-medien-schweigen-wir-berichten-exklusiv-video/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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04) Habeck und VdL verzweifelt: Energie-Preisgrenze und Orban als Vorbild  
      für Kriegsgewinn-Sondersteuer 
 
31. 08. 2022  

 
Robert Habeck & Ursula von der Leyen brav maskiert vor der Kamera.-  
Bild: Screenshot YouTube 

Von ELMAR FORSTER | Die EU bereite sich wahrscheinlich auf die Einführung einer 
Gaspreis-Obergrenze vor – wie Nachrichtenagentur Reuters  aus einem durchgesickerten 
Schreiben des deutschen Energieministers, Robert Habeck (Grüne) zitierte. Dessen Brief 
an andere EU-Energieminister soll in  der italienischen Presse veröffentlicht worden sein: 
„Wir sind bereit, den Vorschlag zur Begrenzung des Gaspreises auf EU-Ebene zu prüfen.“ 
– so Habeck. 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.reuters.com/business/energy/germany-partners-consider-energy-price-mechanisms-minister-says-2022-08-30/
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2022/08/Habeck-und-vdl-2.png?fit=568%2C401&ssl=1
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Auch EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen sprach sich bereits am Montag für 
Energiekrisen-Notfallintervention aus, obwohl ihrer Meinung nach hauptsächlich der 
Strommarkt betroffen sei. 

„Außerordentliche Maßnahmen“ 

Aus dem Schreiben geht jedoch hervor, dass die EU angesichts der sich verschärfenden 
Energiekrise auch in der Gasfrage außerordentliche Maßnahmen ergreifen könnte. Ein 
außerordentliches Krisentreffen der EU-Energieminister soll am 9. September stattfinden 
und wurde (das Treffen von der tschechischen EU-Präsidentschaft einberufen. 

„Schwierige Situation im Winter in Deutschland“ 

Die sagte Habeck am Montag auf einer Podiumsdiskussion. Langsam scheint sich auch bei 
Polit-Romantiker Habeck Ernüchterung einzustellen: Deutschland müsse sich der „bitteren 
Realität“ stellen, dass Russland die Gaslieferungen an das Land nicht wiederherstellen wird, 
was zu schwerwiegenden Gasknappheiten führen könnte. 

Bald Kriegsgewinn-Übersteuer nach ungarischem Vorbild? 

Die amerikanische Politico berichtete zudem: Ursula von der Leyen hätte in ihrer 
Presseerklärung am Montag, kurz die Möglichkeit einer EU-weiten Steuer auf 
Energieunternehmen erwähnt, die derzeit große Krieg-Profit-Gewinne machen. 

 

https://www.politico.eu/article/pressure-for-eu-level-intervention-in-energy-market-mounts-amid-soaring-prices/
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Insofern hat sich auch diesbezüglich die ungarische Position durchgesetzt: Laut EU-
Kommissionspräsidentin solle die EU ein Instrument schaffen, „um den Billig-
energieanbietern zu signalisieren, dass ihr zwar Gewinne machen könnt …, aber nicht alles 
für euch behalten dürft“. Dies wäre notwendig, um Menschen mit geringem Einkommen und 
Unternehmen, die jetzt finanziell ums Überleben kämpfen müssen, zu helfen. 

Unser Ungarn-Korrespondent Elmar Forster berichtete bereits über das ungarische Model 
im Detail (siehe Ukraine-Krieg-Update vom 26.5. 2022) 

Ungarische Sondersteuern auf Banken und Multis: 815 Milliarden Forint (ca 2,1 
Mrd. EUR) 

Der Gesamtbetrag setzt sich aus folgenden Posten zusammen: 

Der Bankensektor zahlt neben der Sondersteuer für die zusätzlichen Kriegsgewinne auch 
eine Abgabe auf die Transaktionsgebühr: insgesamt 300 Milliarden HUF (50 Milliarden 
davon sind die Transaktionsgebühr) = 770 Mio EUR 

Versicherungssektor: 50 Milliarden Forint / 128 Mio EUR 
Energiesektor: 300 Milliarden HUF (v.a. die staatliche Ölgesellschaft MOL) / 770.- 
Mio EUR 
Einzelhandel: 60 Mrd. HUF / 154 Mio EUR 
Telekommunikation: 40 Mrd. HUF / 103 Mio EUR 
Fluggesellschaften: 30 Milliarden Forint / 77 Mio EUR 
Pharmasektor (ohne kleine Apotheken): 20 Mrd. HUF / 51 Mio EUR 
Werbesteuer ab dem 1. Januar 2023): 15 Mrd. HUF / 38,5 Mio EUR 

Sondersteuern für Krisengewinnler (Banken und multinationale Konzerne) 

„Wir werden die Kosten zur Reduzierung der Versorgungs-Dienstleister und zur Stärkung 
der Verteidigungskräfte aus deren zusätzlichem Profit bezahlen. Dieser wird den Banken 
und multinationalen Konzernen abgeschöpft“, kündigte Orbán an. 

Ukrainekrieg und Brüsseler Sanktionen sind Ursache für Profite der Multis 

Außerdem werde die wirtschaftliche Situation des Landes bei der heutigen Kabinettssitzung 
überprüft. Sowohl der Ukrainekrieg als auch die Brüsseler Sanktionspolitik führten zu diesen 
Preissteigerungen. Aufgrund steigender Zinssätze und steigender Preise erzielen die 
Großbanken und multinationalen Konzerne zusätzliche Gewinne. 

Versorgungsschutz- und Verteidigungs-Fonds wird eingerichtet 

Deshalb wird die Regierung einen Versorgungsschutz- und einen Verteidigungsfonds 
einrichten: 

„Von hier aus werden die Kosten zur Reduzierung der Versorgungs-Dienstleistungspreise 
sowie zur Stärkung der Verteidigungskräfte finanziert“, sagte Orban. Und weiter: 

„Wir verpflichten Banken, Versicherer, Großhandelsketten, Energie- und 
Handelsunternehmen, Telekommunikationsunternehmen und Fluggesellschaften, den 
Großteil ihrer zusätzlichen Gewinne in diese beiden Fonds einzuzahlen“, sagte er. Diese 
Einschränkungen sind auf zwei Jahre, 2022 und 2023, limitiert. (Mandiner) 

https://www.merkur.de/politik/ungarn-will-sondersteuer-auf-kriegsbedingte-zusatzgewinne-erheben-91572885.html
https://unser-mitteleuropa.com/europa-in-energiekrise-ungarn-erhaelt-zusaetzlich-700-mio-m%c2%b3-russisches-gas/
https://mandiner.hu/cikk/20220525_belfold_orban_viktor_veszelyhelyzet_kormanyules_bejelentes_haboru
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Weitere Details und Zahlen sind für morgen angekündigt. 

Orban legt sich mit internationaler Finanz-Oligarchie an 

Orban setzt damit einen überaus zwingenden und mutigen Schritt gegen den Tiefen 
Finanzstaat. Nicht auszuschließen sind – ausgehend von diesem – Schritte zur geplanten 
Destabilisierung der ungarischen Demokratie. Das seit heute Mitternacht geltende 
Kriegsnotstandsgesetz könnte auch ein Schutz dagegen sein. (UM berichtete: „Gibt es eine 
Verschwörung gegen Ungarn ?“) 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://unser-mitteleuropa.com/verleumdungs-kampagnen-westlicher-medien-gegen-orban-gibt-es-eine-verschwoerung-gegen-ungarn/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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05) Indianerhäuptling. Von Ed Koch  
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B e r l i n  und  B r a n d e n b u r g  allein (Seiten E 57 – E 67) 
 
01) Das ist doch keine Funkausstellung.  Von Ed Koch 
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02) Kalender: 2023  steht vor der Tür. Von  Ed  Koch 
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* 
03)  Besuchermagnet EUREF-Campus in Berlin-Schöneberg: Grüner geht’s  
       nicht.  Von Ed  Koch 
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04) Reaktionen: Tankrabatt  - 9-Euro-Ticket – Energie – Forderungen der  
      Jugend an die Politik. Von Ed Koch   
 

 
 



Seite E 64 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 823 vom 08.09.2022 

 

 
 



Seite E 65 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 823 vom 08.09.2022 

 
05)  Ampel ausgefallen – 9-Euro-Ticket.  Von  Ed  Koch   
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06)  Jugendliche stellen  Forderungen  an den Senat 
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Ö s t e r r e i c h  (Seiten E 68 – E 70) 
 
07) Österreich: Rote „Wien Energie“ de facto pleite – Milliarden verspekuliert 
   
      Von ELMAR FORSTER 
 
29. 08. 2022  

Die vom Künstler Friedensreich Hundertwasser umgestaltete Fassade der zur Wien Energie 
gehörenden Fernwärme Wien.- Bild: Screenshot Twitter 

Prekäre Lage trotz Beschwichtigungs-Rhetorik 

Wie prekär die Lage ist, erkennt man an der umgekehrt proportionalen 
Presseberichterstattung der österreichischen Medien über einen ihrer besten Sponsoren, 
das rote Wien: Die größte Boulevardzeitung, Die Krone, nahm die vormitternächtliche 
Schlagzeile („Paukenschlag! Wien Energie in finanzieller Notlage.“) für die heutige 
Morgenausgabe lieber gleich wieder aus dem Programm. – Offensichtlich hat das Blatt die 
jähzornig verklausulierte Zensuraufforderung des roten Wiener Energieunternehmens 
gleich verstanden: „Aufgrund aktueller Medienberichte: Nein, Wien Energie ist nicht 
insolvent/pleite.” („Wien Energie” auf Twitter) In diesem Sinne sprach dann auch der links-
liberale Standard davon, dass „Wien Energie laut (!) Finanzminister ‚dringend finanzielle 
Unterstützung‘ “ brauche, ganz die Opferrolle des roten einstigen Paradeunternehmens 
hervorhebend: „Wegen stark steigender Strompreise steht das Unternehmen vor 
finanziellen Schwierigkeiten. Zahlungsunfähig will man aber nicht sein.“ 

Der öffentlich-rechtliche Staatssender ORF griff  wie üblich in solchen Fällen tief in 
Beschwichtigungsrhetorik und sprach euphemistisch von „finanziellen Turbulenzen“ der 
„Wien Energie“. Und auch das Boulevardmedium OE24 wagte das Unaussprechliche nur 
mittels Zitat des österreichischen Finanzministers, Magnus Brunner (ÖVP), indirekt 
auszusprechen: “Wien Energie braucht dringend finanzielle Unterstützung.’ “ 

 

 

https://www.krone.at/2793928
https://www.krone.at/2793928
https://twitter.com/WienEnergie/status/1563978729696772096?ref_src=twsrc%5Etfw%7Ctwcamp%5Etweetembed%7Ctwterm%5E1563978729696772096%7Ctwgr%5E79b75c6f125c8d78c0c24d72ccd58cadfe4d6d1c%7Ctwcon%5Es1_&ref_url=https%3A%2F%2Fwww.krone.at%2F2793928
https://www.derstandard.at/story/2000138616799/liquiditaetsproblem-wien-energie-braucht-cash
https://orf.at/stories/3282948/
https://www.oe24.at/businesslive/energie/brunner-wien-energie-braucht-dringend-finanzielle-unterstuetzung/528693997
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2022/08/Fernwaerme-wien.jpg?fit=750%2C390&ssl=1
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Bundesregierung und Gemeinde Wien verschwiegen Skandal lange 

Denn selbst die gesamte österreichische Bundesregierung ließ die äußerst prekäre Lage 
des Wiener Energieanbieters (mit 2 Millionen Kunden) sozusagen erst tröpfchenlweise „am 
Rande des Treffens zwischen Regierung und der E-Wirtschaft im Bundeskanzleramt“ (ORF) 
durchsickern. So hatte etwa der österreichische Bundeskanzler Karl Nehammer (OVP) mit 
folgendem Umstand für Verwunderung gesorgt: Dass er „kurzfristig zum Stromgipfel bat“, 
um dann das Unausweichliche wie eine heiße Kartoffel weitergebend anzusprechen: Dass 
nämlich  die Wien-Energie „an der Kippe“ (OE24) stehe. Das war nämlich der wahre Grund 
für die spontane Krisensitzung zum Thema Energiesicherheit am Sonntagabend… 

„Ernste Mienen“ 

Bände sprachen dann auch die „ernsten Mienen“ (OE24) der anwesenden Krisen-
Bewältiger, Bundeskanzler Nehammer (ÖVP), Energieministerin  Gewessler (Grüne), 
Wirtschaftsminister  Kocher (ÖVP), Finanzminister  Brunner (ÖVP), Grünen-Klubobfrau 
Maurer sowie Vertreter der Energieversorger. Entlarvendes Detail am Rande: Der für die 
„Wien Energie“ zuständige Wiener Finanzstadtrat Peter Hanke nahm vorsichtshalber an 
dem Treffen gar nicht mehr teil. 

Energiepolitisches Desaster für das rote Wien 

Fehlen doch der stadteigenen „Wien Energie“ Garantien in der Höhe von 1,77 Milliarden 
Euro. Ohne die kann sie aber nicht mehr auf den Energiebörsen einkaufen. Finanzminister 
Brunner bestätigte dann die „Notlage“, was das rote Energieunternehmen lieber nicht als 
Teufel an die Wand malen will: „Aufgrund aktueller Medienberichte: Nein, Wien Energie ist 
nicht insolvent/pleite.” („Wien Energie” auf Twitter) 

Alles ist natürlich auch ein Informations-Desaster – im Stile eines Gassenhauers auf jedem 
Rhetorik-seminar: „Denken Sie jetzt alle nicht an einen roten Elefanten !“ – Nachfrage: „Ist 
es Ihnen gelungen? Nein!“ Der gleich wieder eine Fortsetzung erlangte: Andere 
Landesenergieversorger wären laut  Finanzminister derzeit nicht in finanziellen 
Schwierigkeiten: „Momentan ist es so, dass es nur um die Wien Energie geht“ – wie Brunner 
im ORF in dr „ZIB 2“ bekannt gab. Wohlweislich darauf vergessend, dass der Pleitegeier 
schon längst auf andere österreichische Energieanbietern gelandet ist: Bisher hatte es zwar 
„nur“ kleine Diskontfirmen (die in den vergangenen Jahren mit günstigen Tarifen geworben 
haben) getroffen. Jetzt aber stehen sie vor der Pleite. So etwa der Linzer Anbieter 
„schlaustrom“, der seinen Kunden per Mail, die Betriebseinstellung bekannt geben musste. 
Dies gilt per Ende Oktober: „Bitte suchen Sie sich umgehend einen neuen Lieferanten“ – 
wie es es lapidar hieß. (oe24) In die Insolvenz stolperte so auch das  McStrom-
Unternehmen. Teils werden Energiekunden einfach gekündigt, obwohl sie eine aufrechte 
Preisgarantie haben. Dies betrifft Energieanbieter  Maxenergy, Enstroga, TopEnergy und 
Grünwelt. 

Stadt Wien half mehrfach mit Garantien aus 

Und zwar am Gemeinderat vorbei – mittels einer milliardenschweren Garantie in den letzten 
Wochen. Nun sind aber Wiens finanzielle Grenzen überschritte, was de facto einer Pleite 
entspricht. Untergangs-optimistisch zeigt man sich innerhalb des roten 
Energieunternehmens aber trotzdem: Dass nämlich der Bund, also die Republik Österreich, 
einspringen möge: Dann nämlich kämen ja auch wieder „die Sicherheiten zurück, sobald  

 

https://twitter.com/WienEnergie/status/1563978729696772096?ref_src=twsrc%5Etfw%7Ctwcamp%5Etweetembed%7Ctwterm%5E1563978729696772096%7Ctwgr%5E79b75c6f125c8d78c0c24d72ccd58cadfe4d6d1c%7Ctwcon%5Es1_&ref_url=https%3A%2F%2Fwww.krone.at%2F2793928
https://www.oe24.at/businesslive/energie/kleine-energie-anbieter-werfen-ihre-kunden-raus/528449476


Seite E 70 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 823 vom 08.09.2022 

die Handelsgeschäfte abgewickelt wurden.“ („Wien Energie“ auf Twitter) – Eine typisch 
österreichische Einstellung aus der Zeit der Siebziger-Jahre zu Zeiten des Kreisky-Systems, 
wonach der Staat eine ewig fette Milchkuh wäre. 

Der Great Reset frisst jetzt seine Kinder: Gasembargo und Preissteigerungen 
um 1000% 

Gründe für die De-facto-Pleite gibt es viele. Und die unangenehme Antwort:  Etwa die 
exorbitanten Preissteigungen, seit einem Jahr um mehr als 1000 %, durch das sogenannte 
Merit-Order-System: Denn nach diesem geben Gaskraftwerke am Strommarkt in der Regel 
den Preis vor. Und der Strompreis ist automatisch daran gekoppelt. Und die 
Gasdpreisexplosion hängt direkt mit dem Ukrainekrieg und dem damit verbundenen 
Gasembargor der westlichen EU-Kriegstreiber-Regierungen zusammen – mit Ausnahme 
Ungarns. 

EU-Regierungen schützen Kriegs-Profiteuere 

Zu einer Reform dieses Systems konnten sich die derzeitig im Amt befindlichen EU-System-
Regierungen aber nicht durchringen – zum Schaden des Volkes. So ist bisher ein 
europaweiter Strom- und Ölpreisdeckel – aus Rücksicht auf die Profitinteressen der 
Energiekonzerne gescheitert. Deswegen „kann sich die E-Wirtschaft nicht für eine 
Übergewinnsteuer erwärmen“ – wie die Krone euphemistisch flankiert. Und selbst die 
beiden österreichischen Arbeitnehmer-Organisationen, die Arbeiterkammer und der 
Gewerkschaftsbund (ÖGB)beließen es bisher bei Kampf-Rhetorik-Forderungen nach einer 
Sondersteuer: Sie würden nämlich gerne jährlich  1,5 bis 2,2 Milliarden Euro zur 
Finanzierung von Anti-Teuerungs-Maßnahmen lukrieren. 

Future-Spot-Deals-Spekulations-Geschäfte 

Und dann waren da auch noch die sogenannten Future-Spotgeschäfte mit denen man sich 
verspekuliert hat: Denn innerhalb der letzten zwei Monate haben sich die Kosten für diese 
Spotdeals um den Faktor 20 verteuer, nämlich von 50.- EUR pro MWH auf 1000.-EUR 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://twitter.com/WienEnergie/status/1563978729696772096?ref_src=twsrc%5Etfw%7Ctwcamp%5Etweetembed%7Ctwterm%5E1563978729696772096%7Ctwgr%5E79b75c6f125c8d78c0c24d72ccd58cadfe4d6d1c%7Ctwcon%5Es1_&ref_url=https%3A%2F%2Fwww.krone.at%2F2793928
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E. h)  Ostmitteleuropa                                                       Seiten E 71– E 84 

 
P o l e n  (Seiten E 72 – E 76) 
 
01) Polnischer Staatspräsident kündigt Renaissance der Visegrad-4-   
      Zusammenarbeit an 
 

06. 09. 2022  

 

Der polnische Ministerpräsident Mateusz Morawiecki kündigte in einem Interview mit der 
Wochenzeitung Sieci eine Kehrtwende an: Die Polen kehren sowohl zur bilateralen 
Zusammenarbeit mit Ungarn als auch jener im Rahmen der Visegrad-4-Kooperation zurück. 
Diese Ankündigung wurde erschien am Montag wPolityce.pl. 

https://wpolityce.pl/polityka/612995-premier-morawiecki-w-sieci-o-
wspolpracy-z-wegrami  

EU-Gesinnungs-Willkürpolitik 

Polens plötzlicher Stimmungsumschwung wurde dadurch eingeleitet, dass die EU-
Kommission Gelder aus dem Corona-Wiederaufbaufonds immer noch nicht an Polen 
überwiesen hat, obwohl das aber im Juni vereinbart wurde und obwohl sich das Land in den 
strittigen Rechtsstaatlichkeitspunkten kompromissbereit gezeigt hat. Ungar zeigte sich 
diesbezüglich wesentlich kompromissloser. 

Niemand verkörpert diesen diesen irrationalen, ostrassischen Hass eindrucksvoller als der 
ultraliberale EU-Parlamentarier Guy Verhofstadt: 

„Willkommen zum Beginn des neuen politischen Jahres, in dem die alten politischen 
Probleme Europas weiterhin auf dem Tisch liegen… 

 

https://wpolityce.pl/polityka/612995-premier-morawiecki-w-sieci-o-wspolpracy-z-wegrami
https://wpolityce.pl/polityka/612995-premier-morawiecki-w-sieci-o-wspolpracy-z-wegrami
https://wpolityce.pl/polityka/612995-premier-morawiecki-w-sieci-o-wspolpracy-z-wegrami
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2022/09/AA11rT0a.jpg?fit=768%2C432&ssl=1
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Unabhängig von der wichtigen Rolle, die Polen bei der Unterstützung der Ukraine spielt, 
wird das Land KEINE EU-Hilfsgelder erhalten, wenn es nicht die Rechtsstaatlichkeit 
vollständig wiederherstellt!“ (Twitter) 

„V4-Zusammenarbeit wird unsere Länder stärken.“ 

Auf die Frage des Sieci-Journalisten Michał Karnowski bezüglich Wiederaufnahme der V-4-
Zusammenarbeit und zur ungarisch-polnischen Freundschaft antwortete Morawiecki: „Die 
Haltung zum Ukraine-Krieg spaltet uns wirklich sehr. Aber im Laufe der Zeit werden uns all 
die anderen Themen, in denen wir Solidarität, Verständnis und Unterstützung gezeigt 
haben, wieder zusammenbringen… Wir alle wissen, dass die Zusammenarbeit innerhalb 
der Visegrád-Gruppe unsere Länder erheblich stärken wird. Deshalb wird trotz großer 
Unterschiede unsere V-4-Gruppe Bestand haben.“ 

Auf die Frage, wie die V4-Gespräche reaktiviert werden könnten, antwortete Morawiecki: 
„Ich die Unterschiede klar aussprechen und die Empfindlichkeiten unserer ukrainischen 
Freunde respektieren. Zur V4-Zusammenarbeit und zum gemeinsamen Handeln mit Ungarn 
können wir in jenen Bereichen zurückkehren, wo wir gemeinsame Werte und Interessen 
teilen. Dieser gemeinsame Nenner kann gefunden werden. Die Polen sind jetzt dazu 
wahrscheinlich eher bereit als im März oder April.“ 

Dieser Artikel entstand uín Zusammenarbeit mit MANDINER, unserem Partner der 
Medienkooperation 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 

02) Polnischer Präsident Duda: Europäische Union hat ihr Wort gebrochen! 

      Von MANDINER 

30. 08. 2022  

 

https://twitter.com/guyverhofstadt/status/1563962259700948993?ref_src=twsrc%5Etfw%7Ctwcamp%5Etweetembed%7Ctwterm%5E1563962259700948993%7Ctwgr%5E58fdd27948c878abb4b5a12aafebaf6a314963c3%7Ctwcon%5Es1_&ref_url=https%3A%2F%2Fwww.vadhajtasok.hu%2F2022%2F08%2F30%2Fverhofstadt-lengyelorszag-nem-fogja-megkapni-az-eu-helyreallitasi-penzeit
https://mandiner.hu/cikk/20220904_morawiecki_bejelentette_visszaternek_magyarorszaghoz
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2022/08/713793_616375_andrzej_duda.jpg?fit=1200%2C675&ssl=1
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35 Milliarden EUR ausständig 

Andrzej Duda hat Brüssel Wortbruch vorgeworfen, nachdem er bisher keinen einzigen Euro-
Cent aus dem versprochenen Covid-Rettungsfonds erhalten hat. 

Seit Juni nämlich warten die Polen auf das von Brüssel versprochene 35-Milliarden-Euro-
Paket aus dem Post-Covid-Virus-Sanierungsfonds. Die EU hatte an die Polen eine Reihe 
von Bedingungen gestellt, bevor die Gelder ausgezahlt werden.  Was bisher aber trotz 
polnischen Entgegenkommens nicht eingehalten wurde – wie Világgazdaság berichtete. 

„EU-Versprechen sind bedeutungslos.“ 

Darüber, dass die EU-Kommission ihr Versprechen gebrochen habe, äußerte der polnische 
Präsident Andrzej Duda am Montag gegenüber Radio ZET seinen Unmut: „Die verbalen 
Versprechen der Verantwortlichen der EU-Kommission und sogar einiger Politiker sind 
bedeutungslos. Sie können jederzeit gebrochen werden. Das ist geradezu brutale Politik.“ 
– sagte er. 

Zuerst nämlich hatten die EU-Kommission und danach der Rat der EU genehmigten, im 
Juni 2022, einen Zuschuss in Höhe von 23,9 Milliarden Euro und ein Darlehen in Höhe von 
11,5 Milliarden Euro für Polens Konjunkturprogramm genehmigt. 

Vorwand: „Rechtstaatlichkeit“ 

Am Sonntag postete der beligische liberale EU-ParlamentariererGuy Verhofstadt auf 
Twitter: Egal, „welche Rolle Polen auch immer bei der Hilfe für die Ukraine spielt… Es wird 
KEINE EU-Rettungsgelder erhalten, solange es nicht die Rechtsstaatlichkeit vollständig 
wiederherstellt“. 

EU doppelt wortbrüchig 

Voran gegangen war dem unwürdigen Schauspiel ein anderer Vertragsbruch der EU 
gegenüber Polen und Ungarn: Denn erst nach Zusage der Bewilligung des Covid-Hilfsfonds 
für ihre beiden Länder zogen jene die Veto-Drohung gegen eine Freigabe des Hilfsfonds 
zurück. 

Diere Artikel erschien zuerste auf MANDINER, unserem Partner der Medienkooperation. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://mandiner.hu/cikk/20220829_lengyelorszag_andrzej_duda_europai_unio_penz_helyreallitasi_alap
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03) Polen arbeitet an europaweitem Einreiseverbot für Russen 

 
24. 08. 2022  

Polen erstellt Konzept für EU-weites Visaverbot für Russen 

Warschau kündigt ein neues europaweites „Konzept“ zur Einstellung der Visa-Vergabe an 
russische Staatsbürger an. Polen hatte ja bereits das Ausstellen von touristischen Visa für 
russische Bürger seit einigen Monaten eingestellt. Aber das sei in Anbetracht des eher 
trägen europäischen Nachahmungseffekts nicht genug. 

Jetzt verspricht Warschau in wieder einmal „übereifrigem“ EU-Gehorsam, ein neues 
„Konzept“ für ganz Europa. 

Polen will an „vorderster europäischer Front“ sein 

Am vergangenen Sonntag berichteten polnische Medien, dass Polens Vize-
Chefdiplomat Piotr Wawrzyk versicherte,  das Land sei an vorderster Front, um ein  

https://polskieradio24.pl/5/1222/artykul/3019441
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2022/08/Polnisches-Visaverbot-fuer-Russen.jpg?fit=660%2C649&ssl=1
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gesamteuropäisches „Konzept“ der Visa-Verweigerung für russische Bürger zu entwickeln. 
„Polen arbeitet an der Entwicklung eines Konzepts, das es ermöglicht, keine Visa an Russen 
zu erteilen“, so Wawrzyk. 

Der Stabschef des ukrainischen Präsidenten, Andrei Jermak, reagierte noch am selben Tag 
befürwortend via Twitter, obwohl er allem Anschein nach das Geäußerte etwas 
missverstand. 

„Polen wird keine Visa für Bürger der Russischen Föderation ausstellen. Damit schließt sich 
Polen Finnland, Estland, Lettland und Dänemark an, um ein europaweites Verbot der 
Ausstellung von Touristenvisa für Staatsangehörige von Terrorstaaten einzuführen“. 

„Herzlichen Glückwunsch, Russland. Das Visumverbot wird kommen“, twitterte Jermak, 
ohne offenbar verstanden zu haben was „tatsächlich Sache ist“. 

Zur Position Polens kursieren verwirrender Weise zwei verschiedene Annahmen. Zum einen 
soll Polen sich erst jetzt zu den Ländern Finnland, Estland, Lettland und Dänemark 
dazugesellt haben, wie auch das Frohlocken Jermaks vermuten lässt. Das stimmt aber so 
auch nicht. 

Warschau hat bereits seit einigen Monaten die Ausgabe von Touristenvisa für Russen 
eingestellt, wie Wawrzyk selbst noch einmal am 14. August unterstrich. Ausnahmen 
betrafen bisher Personen aus Diplomatie sowie Logistik, die mit Lastkraftfahrern, die die 
Grenze aus beruflichen Gründen überqueren, verbunden waren. Wawrzyk hat sogar einen 
leichten Vorwurf an Estland und Lettland gerichtet, dass diese Reiseblockaden 
verhältnismäßig spät kamen. „Aber besser spät als nie“, so Wawrzyk weiter. 

In Finnland läuft zusätzlich eine Debatte, obwohl die dortige Premierministerin Sanna Marin 
gleichzeitig die EU in ihrer Gesamtheit, aufrief das Ausstellen von Visa für Russen zu 
blockieren. Dass Finnland jedoch mit diesem Beispiel vorangeht, blieb bisher aus. Helsinki 
hat dieses Jahr bereits 13.000 Visa an Russen vergeben. 

Estlands Blockade von selbst ausgestellten Schengen-Visa für Russen soll am 18. August 
2022 in Kraft treten. 

Willkürliche Änderungen jahrzehntealter Beschlüsse 

Geriet ein russischer Staatsbürger in den Besitz eines Schengen-Visums von einem 
europäischen Land, so konnte er in jedes andere Land des Abkommens reisen. So war das 
zumindest bisher. Somit wird hier willkürlich geändert, was seit 1985/1990 beschlossene 
Sache war. Es geht also um das Schengener Abkommen, das in der gleichnamigen Stadt 
in Luxemburg im Jahr 1985 unterzeichnet und im Juni 1990 zeitgleich von allen fünf 
Erstländern ratifiziert wurde. 

Luxemburg, die Niederlande, Frankreich, Deutschland und Belgien waren damals die 
Erstunterzeichner des Abkommens und so auch Gründungsmitglieder des Schengen 
Raumes. Die drei letztgenannten Länder sind bisher alles andere als „fügsam“ bei dem viel 
diskutierten Projekt eines EU-weiten Einreiseverbots für russische Bürger. 

Der Vize-Chef des polnischen Außenministeriums ist sich dessen bewusst, zeigt sich 
dennoch zuversichtlich, „… da der Widerstand dieser Länder gegen die Aussetzung des 
Abkommens über Visaerleichterungen für Bürger der Russischen Föderation nicht 
überwunden werden kann, arbeitet Polen an einer neuen Lösung.“ 
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Polen müsste einen juristischen Weg finden, das Schengener Abkommen mit einem 
Vertragszusatz zu versehen, der bindend für alle Teilnehmer eine explizite 
Diskriminierung russischer Bürger erreicht. 

Das könnte so aussehen, dass wenn ein Land doch ein Visum ausstellt, dieses einzig für 
das Land selbst gilt, der reisende Bürger aus der Russischen Föderation aber vom 
Schengener Raum nicht profitieren kann. 

Im Extremfall könnte das Abkommen auch vollkommen aufgelöst werden und Spielraum 
schaffen für Alternativen, die kompatibler wären für eine effektivere Einreise-Diskriminierung 
von Menschen aus Russland. 

Wawrzyk erklärte, dass auch Litauen, Lettland und Estland sowie die Slowakei und die 
Tschechische Republik sehr motiviert seien, Polen bei der baldigen Ausarbeitung des 
Konzepts behilflich zu sein. Die Prager Führung hat hier besonderes Gewicht, da sie zurzeit 
auch den Vorsitz im Rat der Europäischen Union innehat. 

Laut dem polnischen Staatsvertreter sollen „in ein paar Wochen“ bereits die ersten 
„gewichtigen Entwicklungen“ dazu erfolgen. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER 
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T s c h e c h i e n  (Seiten E 77 – E 78) 
 

04) Großdemonstration von Regierungsgegnern und Unzufriedenen in Prag 

Auf dem Prager Wenzelsplatz trafen sich am Samstagnachmittag zigtausende Menschen, 
um gegen  die tschechische Regierung zu protestieren. Die Polizei schätzte die Zahl der 
Demonstranten auf 70.000, die Organisatoren sprachen von über 100.000 Teilnehmern. Die 
Protestkundgebung wurde gemeinsam von einigen Organisationen und politischen Parteien 
organisiert, die mit der Regierungspolitik unzufrieden sind. Unter den Rednern waren 
Vertreter der oppositionellen Rechtspartei Freiheit und direkte Demokratie (SPD),  der 
Kommunisten und der Trikolóra-Partei. 

Die Teilnehmer der Demonstration protestierten gegen die EU, die Nato, den europäischen 
„Green Deal“, Premier Petr Fiala (Bürgerdemokraten) und die Unterstützung für die 
Ukraine. Die Veranstalter haben schon zuvor mitgeteilt, daß sie mit Zehntausenden von 
Teilnehmern rechnen. Sie fordern den Rücktritt des Regierungskabinetts und eine 
Lösung der Energiekrise. Sie verlangen zudem die militärische Neutralität (!) und daß die 
tschechische Industrie „von der Abhängigkeit von ausländischen Firmen“ befreit wird. Die 
Demonstration wurde unter dem Motto „Tschechien an erster Stelle“ / ,Česká republika na 
1. Místě!` einberufen. Mit weiteren Protestkundgebungen rechnen die Veranstalter am 28. 
September (Hl. Wenzels-Tag). 

Bitte sehen Sie dazu hier auch den Bericht auf powidl.info. 

https://www.powidl.info/politik/prag-massenproteste-gegen-die-
regierung 

 
 
05) Zehn Jahre Powidl.eu – das Online-Magazin aus Tschechien 

 Uns ist – genau wie dem Online-Magazin „Powidl.eu“ – die Lage im heutigen Tschechien alles 
andere als „powidl“ – ein Synonym in Österreich für „egal“. 

Daher freuen wir uns mit dem Online-Magazin Powidl, das seit nunmehr zehn Jahren 
regelmäßig über aktuelle Entwicklungen in Politik, Wirtschaft, Gesellschaft etc. in 
Tschechien berichtet, über dieses Jubiläum. Zehn Jahre sind, wie die Powidl-Redaktion 
schreibt, in der Welt des Internets eine sehr lange Zeit. Daher hat man die Sommerpause 
genutzt, um den Netzauftritt umfassend zu  modernisieren. Im ,,neuen POWIDL" finden Sie 
ein übersichtlicheres Layout, Kommentierungs- und „Weiterleitungs“-Funktionen für jeden 
Artikel, übersichtliche Veranstaltungstips u.v.m. 

SLÖ-Bundesobmann Gerhard Zeihsel: „In Österreich und Deutschland erfährt man in den 
,gängigen Medien` wenig bis gar nichts über das Sudetenland. Demnach sehen wir den 
starken Internet-Auftritt des ,Powidl` gerne und werden auch künftig, so wie bisher, auf 
interessante Beiträge dieser Plattform verweisen!“ 

Sudetendeutscher Pressedienst (SdP) Österreich, Nr.104, 2022 

Wien, am 29. August 2022 

https://www.naprvnimmiste.cz/?utm_source=newsletter&utm_medium=email&utm_campaign=dokument_teckovane_pribehy_a_demonstrace_39&utm_term=2022-09-04
https://www.naprvnimmiste.cz/?utm_source=newsletter&utm_medium=email&utm_campaign=dokument_teckovane_pribehy_a_demonstrace_39&utm_term=2022-09-04
https://www.powidl.info/politik/prag-massenproteste-gegen-die-regierung
https://www.powidl.info/politik/prag-massenproteste-gegen-die-regierung
https://www.powidl.info/politik/prag-massenproteste-gegen-die-regierung
https://click.mlsend2.com/link/c/YT0yMDI1MjIxNDk2MzQyODQwODI1JmM9eDJwNCZlPTEwNjUwJmI9MTAwOTIxMzAzOSZkPWkwdzFrMnc=.gyHVTieYI2YR8t_93oeGYhgvmTd4WGdOi-3Bo6PipsE
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06) „Freiheit ist nicht selbstverständlich“ 

 Das Gedenken an die Niederschlagung des Prager Frühlings von 1968 hat sich in seiner 
Wahrnehmung in der tschechischen Bevölkerung im heurigen Jahr schlagartig verändert. In 
den letzten Jahren war der 21. August vor allem ein Erinnerungstag an ein historisches 
Ereignis, der das Ende der Sommerferien einläutete. Im Lichte des Ukrainekrieges wurde 
jedoch bewusst, dass in Europa ein Einmarsch fremder Truppen, so wie er sich einst in der 
Tschechoslowakei ereignet hat, nicht mehr denkunmöglich ist. „Freiheit ist nicht 
selbstverständlich" war der Tenor der Festreden, die von den tschechischen Politikern zum 
68er-Gedenken gehalten worden sind. – ein „Powidl“-Beitrag. 

Sudetendeutscher Pressedienst (SdP) Österreich, Nr.104, 2022 

Wien, am 29. August 2022 

 
07) „Technische Mängel“: Zug durfte nicht nach Deutschland fahren 

 Gestern hat die Deutsche Bahn am Grenzübergang Tetschen-Bodenbach (Děčín) / Bad 
Schandau einem Zug aus Prag der tschechischen Eisenbahnen ČD (České dráhy), dem EC 
176 nach Berlin und Hamburg, die Weiterfahrt verweigert, angeblich wegen technischer 
Mängel – die Waggons hätten sich etwas zur Seite geneigt, berichtet das Online-Magazin 
novinky.cz. Dies geschah bereits zum vierten Mal im heurigen Jahr! Beim gestrigen Vorfall 
mussten die ca. 300 Fahrgäste in Tetschen-Bodenbach aussteigen und auf den nächsten 
Zug Richtung Deutschland (Lokalbahn nach Bad Schandau, von dort Weiterfahrt mit 
deutschem EC) warten – Verspätungen inclusive… 

https://www.novinky.cz/clanek/ekonomika-nemci-odmitli-prevzit-nevyhovujici-
cesky-vlak-uz-poctvrte-40407064  

(P. Barton, Prag) 

Sudetendeutscher Pressedienst (SdP) Österreich, Nr.104, 2022 

Wien, am 29. August 2022 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.powidl.info/politik/68er-gedenken-freiheit-ist-nicht-selbstverst%C3%A4ndlich?utm_source=newsletter&utm_medium=email&utm_campaign=newsletter_16_2022&utm_term=2022-08-27
https://www.powidl.info/politik/68er-gedenken-freiheit-ist-nicht-selbstverst%C3%A4ndlich?utm_source=newsletter&utm_medium=email&utm_campaign=newsletter_16_2022&utm_term=2022-08-27
https://www.powidl.info/politik/68er-gedenken-freiheit-ist-nicht-selbstverst%C3%A4ndlich?utm_source=newsletter&utm_medium=email&utm_campaign=newsletter_16_2022&utm_term=2022-08-27
https://www.novinky.cz/clanek/ekonomika-nemci-odmitli-prevzit-nevyhovujici-cesky-vlak-uz-poctvrte-40407064
https://www.novinky.cz/clanek/ekonomika-nemci-odmitli-prevzit-nevyhovujici-cesky-vlak-uz-poctvrte-40407064
https://www.novinky.cz/clanek/ekonomika-nemci-odmitli-prevzit-nevyhovujici-cesky-vlak-uz-poctvrte-40407064
https://www.novinky.cz/clanek/ekonomika-nemci-odmitli-prevzit-nevyhovujici-cesky-vlak-uz-poctvrte-40407064
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U n g a r n  (Seiten E 79 – E 84) 
 
08) Europäische Lesbenkonferenz in Budapest: Hundert Lesben braucht es für  
      eine Revolution 
 
03. 09. 2022  

 

Von unserem Ungarn-Korrespondenten ELMAR FORSTER 
  

 

Das Motto der Veranstaltung könnte eine Revolution verursachen: „Eine Lesbe – ein Segen, 
hundert Lesben – eine Revolution“. 

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2022/09/P1280390-400x300-1.jpg?fit=400%2C300&ssl=1
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„Gegen Diskriminierung – Für Entitäten der Erde – Lesbisches Genie“ 

Die „Euro Central Asian Lesbian Community“ wird ihre diesjährige Konferenz in Budapest 
abhalten, um unter anderem die Diskriminierung von Lesben durch die ungarische 
Regierung anzuprangern. Doch hinter all dem versteckt sich eine Vision in geradezu 
abenteuerlichem sprachlichem Chaos: „Verbunden mit der 
VergangenheitGegenwartzukünftige Prozesse und Entitäten der Erde, regenerieren und 
rekonstruieren utopische Träume und Universen; Rebellisch, leidenschaftlich, mutig.“ 
(lesbianconference) Getragen von einer genialen „Sendung: Lesbisches Genie in die Welt 
zu bringen.“ 

Angst vor ungarischem Anti-LGBTQ-Narrativ 

Die Forschungsdirektorin der Gemeinschaft, Ilaria Todde, wirkte auf einer Pressekonferenz 
allerdings etwas verängstigt: Gewänne doch die Anti-LGBT-Rhetorik der ungarischen 
Regierung in immer mehr Ländern an Boden. Als negatives Beispiel wird Serbien erwähnt: 
Wurde doch hier die Euro-Pride-Parade für 17. September behördlich abgesagt – mit der 
Begründung: Dass die Sicherheit der Teilnehmer nicht garantiert werden könne. – 
Entgeistert wies das Portal auch auf den Umstand hin, dass die serbische Premierministerin 
Ana Brnabic selbst eine Lesbe ist. (msn) 

„Mit LGBT-Hetze auf Stimmenfang“ 

Nach Euronews hätte die ungarische Regierung ihre Politik nämlich auf die 
Geschlechterfrage ausgerichtet, indem sie mittels LGBT-Hetze Stimmen zu gewinnen 
versucht hätte. Getragen wird aber die lesbische Konferenz von der Angst…: Das diese 
LGBT-Kritik früher rechtsextremen Parteien vorbehalten war, nun aber durch die ungarische 
Fidesz aber erst ins öffentliche Bewusstsein gerückt sei. Indem behauptet werde, dass die 
LGBTQ-Gemeinschaft eine Bedrohung für die ungarischen Kinder darstellen würde. 

Die Europäische Lesbenkonferenz wurde in den vergangenen Jahren in Wien und Kiew 
abgehalten. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://europeanlesbianconference.org/about-elc/
https://www.msn.com/hu-hu/hirek/other/budapesten-tervezik-megrendezni-az-eur%C3%B3pai-leszbikus-konferenci%C3%A1t/ar-AA11npwr
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09) Ungarischer Ministerpräsident wochenlang in Kroatien „verschollen“  
      – Geheimnis gelüftet 
 
01. 09. 2022  

 
screenshot blikk 

Von unserem Ungarn-Korrespondenten ELMAR FORSTER 

Kein Burnout, sondern Überarbeitung 

In den letzten Wochen erschienen mehrere Fotos, die den Premierminister, urlaubend an 
der kroatischen Küste zeigten. Es war übrigens das erste Mal seit seiner erneuten 
Machtübernahme, in viermaliger Folge seit 2010, dass er eine so lange Pause einlegt. 
Regierungsnahe Quelle deuteten erstmals den Grund für das drei-wöchige „Verschwinden“ 
an:  Überarbeitung und Müdigkeit der Grund für den dreiwöchigen Urlaub gewesen sein. 

Krisen über Krisen seit Corona: Nur 5 Stunden Schlaf täglich 

Hätten doch die vergangenen Monate und Jahre Viktor Orbán schwer gefordert: Zuerst die 
Corona-Epidemie, dann die Parlamentswahlen, und zu unguterletzt der Ukraine-Krieg, 
gefolgt von der Wirtschafts- und Energiekrise. Aufgrund seines intensiven 
Arbeitsprogramms gönnte er sich kaum mehr Schlaf, nur vier bis fünf Stunden pro Nacht, 
oft geht im Morgengrauen zur Arbeit – schreibt Blikk. 

Fotoserie aus dem Urlaub 

Laut einem dem Ministerpräsidenten nahestehenden Informanten zufolge war es für Viktor 
Orbán ein „hartes Jahr“, das ihn müde und erschöpft gemacht habe, und er deshalb eine 
längere Pause einlegen musste. Am 6. August postete ein kroatischer Restaurantbesitzer 
auf der Insel Brač auf ein Foto mit dem ungarischen Premierminister, als er sich noch frisch 
rasiert und in auffällig gemusterten Sommerhemd präsentierte. 

https://www.blikk.hu/politika/magyar-politika/orban-viktor-miniszterelnok-horvatorszag-szabadsag-pihenes-kimerultseg/m57yyde
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2022/08/8gaktkpTURBXy8yNjIyNjVlZDI4YWU1MDgwNTk2ZjllMmQyY2IzMjYxZS5qcGeRlQLNAugAwsM.jpg?fit=744%2C748&ssl=1
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Nur einen Tag später berichtete eine kroatische Zeitung über eine Bootshavarie von Orbans 
Schnellboot in der Bucht von Rukavaci eine Panne hatte. Daraufhin erschien ein Foto von 
Orban und seinem Retter. 

 

Vergangenes Wochenende wurde der ungarische Regierungschef in Begleitung des 
kroatischen Staatschefs Zoran Milanovic fotografiert. (siehe oben) 

Dann postete noch ein stolzer Retaurantbesitzer, letzten Freitag, auf der Insel Ilovik… 

 

https://www.vadhajtasok.hu/2022/08/30/tovabb-nott-orban-viktor-szakalla
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Das letzte Foto zeigt Viktor Orban mit Zsolt Németh, einem der Fidesz-Gründungsmitglieder 
und jetziger Vorsitzender des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten der 
Nationalversammlung – stoppelbärtig in ausgelassener Alexis-Sorbas-Lebensfreude. 

Allerdings war es dann auch schon: „Ich kann keine Auskunft über Viktor Orbáns private 
Urlaubsprogramme geben. Sobald er aber ein offizielles Programm vorlegt, werden wir 
darüber berichten.“ – wie Bertalan Havasi, der Pressechef des Premierministers, der Blikk-
Zeitung gegenüber verlautbarte. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER 

 

 

10) Russische Gazprom liefert EU- und NATO-Mitglied Ungarn zusätzlich  
      täglich 5,8 Mio. m³ Gas 
 
31. 08. 2022  

 

Gazprom liefert 5,8 Millionen Kubikmeter mehr Gas pro Tag an Ungarn  
  

Am Rande eines informellen EU-Außenminister-Treffens in Prag konnte der ungarische 
Außenminister Peter Szijjártó einen weiteren Erfolg für sein Land in Sachen 
Energiesicherheit vermelden: Die zusätzlichen Gaslieferungen über den langfristigen 
Vertrag hinaus betrugen schon im August 2,6 Millionen Kubikmeter und werden ab dem 1. 
September auf maximal 5,8 Millionen Kubikmeter pro Tag erhöht. 

 

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2022/08/Gas-ungarn.png?fit=568%2C355&ssl=1
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Ungarn verhandelt mit Gazprom 

Im Gegensatz zu anderen EU-Staaten bemüht sich die ungarische Regierung um eine 
Erhöhung der Gaslieferungen aus Russland. „Es gibt ein Angebot, um die Gaslieferungen 
zu erhöhen“, sagte der ungarische Außenminister Peter Szijjarto. „Wir werden uns in den 
nächsten Tagen mit Gazprom abstimmen.“ Der russische Energieriese Gazprom hatte Mitte 
August seine Lieferungen an Ungarn über die Turkstream-Pipeline bereits erhöht. Ungarn 
ist zu etwa 85 Prozent von russischem Gas abhängig. Zusätzliches Gas wird auch über die 
Pipeline über Serbien geliefert. 
Quellen: mandiner und ntv 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://mandiner.hu/cikk/20220831_szijjarto_peter_szijjarto_gaz_gazprom_energia_oroszorszag
https://www.n-tv.de/politik/Schoigu-erklaert-Kiews-Offensive-zum-Debakel-Ungarn-bestellt-mehr-Gas-aus-Russland-article23554926.html
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E. i) Osteuropa:                                                                  Seiten  E 85 – E 87 

 
U k r a i n e  (Seite E 85) 
 

Keine Berichte! 
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R u s s l a n d  (Seiten E 86 – E 87) 
 
01) Lawrow zu Mord an Dugina – barbarisches Verbrechen darf nicht  
      verziehen werden 

 
25. 08. 2022  

 

„Ich glaube, dass dies ein barbarisches Verbrechen war“, mit diesen Worten wandte sich 
der russische Außenminister Sergej Lawrow zum Mord an Darja Dugina, an die 
Öffentlichkeit. 
  

Er bezeichnete dabei den Mord an der Tochter des russischen Philosophen Alexander 
Dugin als „barbarisches Verbrechen, das nicht verziehen werden darf“. 

Ermittlungen werden bald abgeschlossen sein 

Am 23.8. brachte der russische Außenminister Lawrow die Hoffnung zum Ausdruck, dass 
„die Ermittlungen bald abgeschlossen werden“. Er erklärte, dass es „für die Organisatoren, 
die Auftraggeber und die Täter keine Gnade geben kann“. 

Die 29-jährige Aktivistin und Journalistin Darja Dugina kam am Samstag bei einem, 
mutmaßlich durch eine ukrainische „Terroristin“ durchgeführtes Sprengstoffattentat, ums 
Leben. Ein ferngesteuerter Sprengsatz, der in ihrem Geländewagen platziert war, detonierte 
während einer Fahrt in den Außenbezirken Moskaus. Das Fahrzeug wurde 
auseinandergerissen. Dugina war auf der Stelle tot, erklärten die Behörden. 

Angehörige der ukrainischen „Attentäterin“ bestätigen „Spionageauftrag“ 

Nach dem Mord an Darja Dugina suchen die Ermittler nach möglichen weiteren Beteiligten 
an der Autoexplosion vom Wochenende. Zudem solle die aus der Ukraine stammende  

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2022/08/daria-dugina.jpg?fit=1200%2C630&ssl=1
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Tatverdächtige zur Fahndung ausgeschrieben werden, teilte das nationale 
Ermittlungskomitee in Moskau mit. 

Verwandte der, des Verbrechens beschuldigten Frau erklärten nach Berichten russischer 
Medien, sie habe nur Duginas Gewohnheiten ausspioniert, aber keine Bombe gelegt. Die 
29 Jahre alte Dugina wurde unter Anteilnahme von Politik und Staatsmedien bereits am 
23.8. beerdigt. 

USA „wissen von Nichts“ 

Die USA mit einem der, am besten „vernetzten“ Geheimdienste der Welt, erklärten 
hingegen, quasi von Nichts zu wissen und im „Dunkel“ zu tappen, was den Anschlag auf 
Dugina betrifft. Glaubwürdig klingt dies allerdings nicht. 

Die US-Regierung hat eigenen Angaben zu Folge keine genauen Informationen über die 
Hintergründe des Mordanschlags auf die russische „Kriegsunterstützerin“ Darja Dugina 
in Moskau. „Wir wissen nicht wirklich, wer dahinter steckt und was das Motiv gewesen sein 
könnte“, sagte der Kommunikationsdirektor des Nationalen Sicherheitsrats, John Kirby, 
gegenüber dem Nachrichtensender CNN. Es habe keine direkte Kommunikation mit der, 
von Russland beschuldigten ukrainischen Regierung gegeben. Kiew sei aber „sehr 
transparent“ gewesen, als es jegliche Beteiligung abgestritten hatte. 

Nun ja gerade in diesem Falle hatte es natürlich keinerlei Kommunikation zwischen USA 
und Ukraine gegeben. Ansonsten „glüht der Draht“ jedoch täglich, auch das klingt wenig 
glaubwürdig. 

Estland bestreitet Einreise der mutmaßlichen Attentäterin 

Estland hat die Behauptung des russischen Inlandsgeheimdienstes FSB erwartungsgemäß 
zurückgewiesen, wonach die angebliche Mörderin Darja Duginas in das baltische 
Land geflohen sein soll. Das sei nur eine weitere Provokation Russlands, erklärte Estlands 
Außenminister Urmas Reinsalu. 

Putin verleiht posthum Orden 

Russlands Präsident Putin nannte den Anschlag auf Dugina ein „schändliches, grausames 
Verbrechen“. Er habe dem Leben einer „brillanten und talentierten Person mit einem 
wahrhaft russischen Herzen“ vorzeitig ein Ende gesetzt, erklärte er in seiner 
Beileidsbekundung an die Familie. 

Weiters hat Putin Darja Dugina posthum mit dem Orden der Tapferkeit ausgezeichnet. In 
einer Erklärung verkündete der Kreml, dass der Orden für „Mut und Selbstlosigkeit bei der 
Erfüllung der beruflichen Pflichten“ verliehen werde. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER 
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E. j) Kaukasusgebiet                                                                       Seite E 88 

 
Keine Berichte  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



Seite E 89 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 823 vom 08.09.2022 

 

E. k) Südosteuropa                                                                          Seite E 89 
 
 

Keine Berichte 
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E. l) Süd- und Westeuropa                                               Seiten E 90 – E 91 

 
I t a l i e n   (Seiten  E  90 – E 91) 
 
01) Umbruch in Europa: Italienische Rechte könnte mit 2/3 Ungarn beerben 

 
05. 09. 2022  

Giorgia Meloni · Foto: Breizh-Info 

Italiens rechte 3-Parteien-Koalition (Lega – Salvini, Forza Italia – Berlusconi, Fratelli Italia – 
Meloni) könnte bei den vorgezogenen Wahlen am 25. September laut letzten Umfragen 
47 % der Stimmen erhalten. 

An zweiter Stelle folgt das Linkswahlbündnis mit 29 %, gefolgt von der linkspopulistischen 
Fünf-Sterne-Bewegung mit 12 %, und an letzter Stelle: das linksliberal Überparteienbündnis 
von Italia Viva mit 7 % – wie Magyar Nemzet ausführte. 

Für eine Zweidrittelmehrheit müsste (laut Meinungsforschungsinstitut YouTrend) die Rechte 
aber ihren derzeitigen Vorsprung von etwa 18 % auf mindestens 21–22 %erhöhen, um eine 
verfassungsmäßige Mehrheit sowohl im Unterhaus als auch im Senat zu gewinnen. 

Jüngste Umfragen sagen 246–255 Sitze im 400-köpfigen Unterhaus sowie 125–127 
Senatorensitze im 200-köpfigen Oberhaus voraus. 2/3 der Sitze werden dabei auf die 
einzelnen Kandidaten und 2/3 nach dem Verhältniswahlrecht auf Grundlage der für die 
Parteien abgegebenen Stimmen verteilt. 

So könnte die Rechte bei der Listenabstimmung bis zu 50 % erhalten, was fast 60 % der 
Sitze bedeuten würde. Sollte die öffentliche Stimmung so bleiben, ist damit durchaus zu 
rechnen. 

https://magyarnemzet.hu/kulfold/2022/09/ketharmados-tobbseget-szerezhet-az-olasz-jobboldal
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/05/Screenshot-at-09-56-36.jpg?fit=765%2C455&ssl=1


Seite E 91 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 823 vom 08.09.2022 

Letzte (unrealistische) Chance für die Linke 

Dass sich allerdings alle drei Linksparteien zusammenschließen, gilt derzeit als wenig 
realistisch: So erteilte etwa der Führer der Aktionspartei im liberalen Block, Carlo Calenda, 
er werde sich nicht mit linken Parteien zusammentun, weil sie Politiker wären, welche die 
Italiener nicht einmal mehr sehen könnten. Und der Führer der stärksten Linkspartei, der 
Demokratischen Partei, Enrico Letta, will sich weder mit der stärksten Kraft der Liberalen, 
Italia Viva, noch mit der Fünf-Sterne-Bewegung verbünden. 

„Die Linke vereint nur der Hass gegen die Rechte.“ (Meloni) 

Die Linke habe keine gemeinsame Vision, nur der Hass auf die Rechte halte sie sagte, sagte 
Giorgia Meloni, Präsidentin der stärksten Rechtspartei, der Fratelli Italia. 

Revolutionäre Umgestaltung möglich 

Eine 2/3-Mehrheit wäre in der modernen Geschichte Italiens beispiellos: Könnte doch etwa 
die Regierung dann die Verfassung von 1948 ändern, und zwar ohne ein Volks-
Referendum. Bisher waren Verfassungsänderungen unmöglich. Das Wahlprogramm der 
rechten Dreierkoalition möchte Eingriffe ins Steuersystem durchsetze (Steuersenkungen 
und Vereinheitlichung). Außerdem möchte es ein Präsidialsystem ähnlich dem in Frankreich 
einführen (direkte Wahl des Staatsoberhaupts vom Volk). So könnte etwa das erst kürzlich 
verlängerte Mandat des linken Staatschefs Sergio Mattarella verkürzt werden und dieser 
einem möglichen rechten Kandidaten Platz machen. 

Drüber hinaus könnten die Versuche der Linken auf Zuerteilung einer Migranten-
Staatsbürgerschaft verhindert werden, wodurch sich neue Wähler gewinnen ließen – wie 
der politische Analyst Béla Szomráky erläuterte. 

Dieser Punkt ist in Italien seit 20 Jahren umstritten: Das sogenannte „ius soli“ wollte für, in 
Italien geborene Kinder automatisch die Staatsbürgerschaft verteilen. Und der 
Gesetzentwurf „ius scholae“ versprach das allen ausländischen Kindern unter 18 Jahren, 
deren Eltern ohne Unterbrechung in Italien, unter geordneten rechtlichen Bedingungen 
leben und deren Kinder seit mindestens fünf Jahren in einer italienischen öffentlichen 
Bildungseinrichtung unterrichtet werden. Die Rechte hat diese Bemühungen bisher 
erfolgreich blockiert und könnte sie mit einer Verfassungsänderung endgültig liquidieren. 

Anti-Einwanderungsgesetze 
 
Eine 2/3-Mehrheit könnte auch Anti-Einwanderungsgesetze zementieren (wie etwa ein 
Anlandungs-Verbot NGO-Schiffe voller Migranten), welche zwar noch während der 
Innenministerschaft von Lega-Chef Salvini (2018–19) eingeführt wurden, aber von der 
Linken zurückgehalten wurden. Giorgia Meloni – Premierminister-Anwärterin – möchte 
sogar eine Bootsblockade zwischen Afrika und Europa durchsetzen. 
Stattdessen sollten bereits in Afrika sogenannte Registrierungszentren eingerichtet werden 
– zur Anerkennung des Flüchtlingsstatus. Illegale Migranten sollen dann umgehend in ihre 
Herkunftsländer zurückgeschickt werden. 

Dieser Artikel entstand in Zusammenarbeit mit MAGYAR NEMZET, unserem Partner in der 
EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

https://magyarnemzet.hu/kulfold/2022/09/ketharmados-tobbseget-szerezhet-az-olasz-jobboldal
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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E. m) Nordwest- und Nordeuropa                                                  Seite E 92  
 

Keine Berichte 
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P. Jordan: „Großgliederung Europas nach kulturräumlichen Kriterien“, Europa 
Regional 13 (2005), Heft 4, Leibniz-Institut für Länderkunde, Leipzig. Karte Europa 
Grünes Band.png 
https://de.wikipedia.org/wiki/Datei:Grossgliederung_Europas.png 

 

 
Quelle: WIKIPEDIA „Ostmtteieuropa“, aufgerufen am 28.11.19, 12:50 Uhr: 
https://de.wikipedia.org/wiki/Ostmitteleuropa 

 
s.a. Carl-von-Ossietzky-Universität Oldenburg: Begr. „Ostmitteleuropa“ im 
Online-Lexikon zur Kultur und Geschichte der Deutschen im östlichen Europa    

https://ome-lexikon.uni-oldenburg.de/begriffe/ostmitteleuropa                                                                                  

Eine eindeutige Definition der geografischen Regionen West- und Ostmitteleuropa ist 
kaum sinnvoll, weil die historische Entwicklung und der Entwicklungsstand[1] der dort 
liegenden Staaten zu berücksichtigen wäre. 
 
Im Sprachgebrauch West- und Mitteleuropas spiegelt sich annähernd folgende Zuordnung der 
Staaten wider: 
 
    - Westmitteleuropa: Deutschland, Österreich, die Schweiz und Liechtenstein 
    - Ostmitteleuropa: zumindest Polen, Tschechien, die Slowakei und Ungarn. Manchmal werden auch 
Rumänien, Slowenien und Kroatien dazugezählt. 
 
Landschaftlich gehört Ostösterreich zu Ostmitteleuropa, die Zuordnung Österreichs zu 
Westmitteleuropa wurzelt politisch-geographisch in der Zeit des mittleren zwanzigsten Jahrhunderts. 
Physisch ist hier die Grenze im Raum zwischen Alpen und Böhmischer Masse zu sehen. Diese Grenze 
entspricht etwa den klimatischen Grenzen des atlantischen Einflussbereichs zum Pannonischen Klima. 
 
West- und Ostmitteleuropa in diesem weiteren Sinne zusammen entsprechen etwa auch dem Begriff 
Mitteleuropa oder Zentraleuropa, englisch Central Europe (CE). Abzugrenzen ist diese 
kulturgeographische Region vom wirtschaftspolitischen Begriff MOEL Mittel- und osteuropäische 
Länder / CEE Central and Eastern Europe, einem Konzept, das etwas umfassender dem hier erwähnten 
Ostmitteleuropa entspricht oder umfassend östlicher zu sehen ist. 

https://ome-lexikon.uni-oldenburg.de/begriffe/ostmitteleuropa
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Hellgrau: Herzoglich Preußen. Farbig: Königlich Preußen mit seinen Woiwodschaften als 
Teil Polen-Litauens.  
Beide Karten dieser Seite aus: WIKIPEDIA, aufgerufen am 04.03.2021, 09:50 Uhr: 
https://de.wikipedia.org/wiki/Westpreu%C3%9Fen#/media/Datei:Entwicklung%CC%
A0Westpreussen.png  
 

 
Entwicklung Westpreußens 1228/1454–1945 
 

https://de.wikipedia.org/wiki/Westpreu%C3%9Fen#/media/Datei:Entwicklung%CC%A0Westpreussen.png
https://de.wikipedia.org/wiki/Westpreu%C3%9Fen#/media/Datei:Entwicklung%CC%A0Westpreussen.png
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Seite 145 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 755 vom 12.09.2019. 

 
 

 

 
Nec temere nec timide 

Weder unbesonnen noch furchtsam 
 

-   Wahlspruch der Hansestadt Danzig – 
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Karte der Provinz Westpreußen von 1878 – 1920 
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Redaktionsschluss für diesen AWR-Nr. 823 vom 08.09.2022: 

06.09.2022, 12:00 Uhr  (vereinzelt auch  später) 
 

Der nächste Rundbrief Nr. 824 erscheint)  voraussichtlich, am 
22.09.2022. 

 
Redaktionsschluss für AWR-824: Dienstag, 20.09.2022, 12:00 Uhr 


